
DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) Nr. 241/2014 DER KOMMISSION 

vom 7. Januar 2014 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmittelanforderungen an Institute 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über Auf­
sichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen 
und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 ( 1 ), ins­
besondere auf Artikel 26 Absatz 4 Unterabsatz 3, Artikel 27 
Absatz 2 Unterabsatz 3, Artikel 28 Absatz 5 Unterabsatz 3, 
Artikel 29 Absatz 6 Unterabsatz 3, Artikel 32 Absatz 2 Unter­
absatz 3, Artikel 36 Absatz 2 Unterabsatz 3, Artikel 41 Absatz 
2 Unterabsatz 3, Artikel 52 Absatz 2 Unterabsatz 3, Artikel 76 
Absatz 4 Unterabsatz 3, Artikel 78 Absatz 5 Unterabsatz 3, 
Artikel 79 Absatz 2 Unterabsatz 3, Artikel 83 Absatz 2 Unter­
absatz 3, Artikel 481 Absatz 6 Unterabsatz 3 und Artikel 487 
Absatz 3 Unterabsatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Bestimmungen dieser Verordnung sind eng miteinan­
der verknüpft, da sie sich auf Anforderungen an Bestand­
teile der Eigenmittel von Instituten und auf Abzüge von 
diesen Eigenmittelbestandteilen im Hinblick auf die An­
wendung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 beziehen. 
Um zwischen diesen Bestimmungen, die gleichzeitig in 
Kraft treten sollten, Kohärenz zu gewährleisten und den 
Personen, die den entsprechenden Verpflichtungen unter­
liegen, einen umfassenden Überblick über diese Bestim­
mungen und einen kompakten Zugang dazu zu erleich­
tern, ist es wünschenswert, dass sämtliche nach der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013 erforderlichen technischen 
Regulierungsstandards zu Eigenmitteln in einer einzigen 
Verordnung zusammengefasst werden. 

(2) Zur Förderung der unionsweiten Konvergenz hinsichtlich 
der Art und Weise, wie vorhersehbare Dividenden vom 
Zwischengewinn oder Jahresendgewinn abzuziehen sind, 
ist es erforderlich, eine Hierarchie der Methoden zur Be­
wertung der Abzüge einzuführen, wobei ein Ausschüt­
tungsbeschluss des betreffenden Unternehmens an erster, 
die Dividendenpolitik an zweiter und eine historische 
Auszahlungsquote an dritter Stelle steht. 

(3) Dies erfordert zusätzlich zu den durch spezifische Eigen­
mittelanforderungen für die betreffenden Arten von In­
stituten ergänzten oder geänderten allgemeinen Eigenmit­
telanforderungen eine Präzisierung der Voraussetzungen, 

anhand deren die zuständigen Behörden entscheiden 
können, ob eine nach dem maßgebenden einzelstaatli­
chen Recht anerkannte Unternehmensform mit Blick 
auf die Eigenmittel als Gegenseitigkeitsgesellschaft, Ge­
nossenschaft, Sparkasse oder ähnliches Institut gilt; auf 
diese Weise soll das Risiko gemindert werden, dass ein 
Institut den besonderen Status einer Gegenseitigkeits­
gesellschaft, einer Genossenschaft, einer Sparkasse oder 
eines ähnlichen Instituts, für das unter Umständen spezi­
fische Eigenmittelanforderungen gelten, für sich in An­
spruch nehmen kann, obwohl es keinerlei Merkmale auf­
weist, die den Instituten des genossenschaftlichen Ban­
kensektors in der Union gemeinsam sind. 

(4) Bei Instituten, die nach den maßgebenden einzelstaatli­
chen Rechtsvorschriften als Gegenseitigkeitsgesellschaft, 
Genossenschaft, Sparkasse oder ähnliches Institut an­
erkannt sind, ist es in bestimmten Fällen angezeigt, zwi­
schen den Inhabern von Kernkapitalinstrumenten des In­
stituts und den Mitgliedern des betreffenden Instituts zu 
unterscheiden, da Letztere in der Regel Kapitalinstru­
mente halten müssen, um Dividendenzahlungen und ei­
nen Teil der Gewinne und Rücklagen beanspruchen zu 
können. 

(5) Das gemeinsame Merkmal von Gegenseitigkeitsgesell­
schaften, Genossenschaften, Sparkassen und ähnlichen 
Instituten besteht im Allgemeinen darin, dass sie Tätig­
keiten zum Nutzen der Kunden und der Mitglieder des 
Instituts und als Dienst für die Allgemeinheit durchfüh­
ren. Das primäre Ziel besteht nicht darin, einen finanziel­
len Ertrag für externe Kapitalgeber, wie Anteilseigner von 
Aktiengesellschaften, zu erwirtschaften und an diese aus­
zuzahlen. Somit unterscheiden sich die von diesen Insti­
tuten genutzten Kapitalinstrumente von Kapitalinstru­
menten, die von Aktiengesellschaften begeben werden 
und den Inhabern in der Regel vollen Zugang zu Rück­
lagen und zu Gewinnen aus bestehenden Unternehmen 
und aus Liquidationen garantieren und auf Dritte über­
tragen werden können. 

(6) Ein gemeinsames Merkmal genossenschaftlicher Institute 
ist im Allgemeinen die Möglichkeit der Mitglieder, aus­
zuscheiden und damit die Rückzahlung der von ihnen 
gehaltenen Instrumente des harten Kernkapitals zu ver­
langen. Dies hindert eine Genossenschaft nicht daran, 
qualifizierte Instrumente harten Kernkapitals auszugeben, 
bei denen die Inhaber nicht die Möglichkeit haben, die 
Instrumente an das Institut zurückzugeben, sofern diese 
Instrumente den Bestimmungen des Artikels 29 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013 genügen. Begibt ein Institut 
verschiedene Arten von Instrumenten gemäß Artikel 29 
jener Verordnung, sollten über die in Artikel 29 Absatz 4 
jener Verordnung vorgesehenen Vorrechte hinaus keine 
weiteren Vorrechte gewährt werden, die nur für be­
stimmte Arten von Instrumenten gelten.
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(7) Sparkassen sind im Allgemeinen wie Stiftungen auf­
gebaut, bei denen es keinen Kapitaleigner und somit nie­
manden gibt, der am Kapital beteiligt ist und dem die 
Gewinne des Instituts zugutekommen. Eines der Haupt­
merkmale von Gegenseitigkeitsgesellschaften besteht da­
rin, dass die Mitglieder im Allgemeinen keinen Beitrag 
zum Kapital des Instituts leisten und im normalen Ge­
schäftsverlauf nicht in den Genuss einer direkten Aus­
schüttung aus den Rücklagen kommen. Dies sollte die 
betreffenden Institute nicht daran hindern, mit Blick auf 
den Ausbau ihrer Geschäftstätigkeit Instrumente des har­
ten Kernkapitals an Anleger oder Mitglieder auszugeben, 
die sich am Kapital beteiligen und sowohl bei bestehen­
den Unternehmen als auch bei einer Liquidation in ge­
wissem Umfang in den Genuss von Rücklagenausschüt­
tungen kommen könnten. 

(8) Alle bereits bestehenden und nach dem maßgebenden 
einzelstaatlichem Recht vor dem 31. Dezember 2012 
als Gegenseitigkeitsgesellschaften, Genossenschaften, 
Sparkassen oder ähnliche Institute anerkannten Einrich­
tungen bleiben ungeachtet ihrer Rechtsform für die Zwe­
cke des Teils 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ent­
sprechend eingestuft, solange sie weiterhin die Kriterien 
erfüllen, die für ihre Anerkennung als entsprechende Ein­
richtung nach dem maßgebenden einzelstaatlichen Recht 
ausschlaggebend waren. 

(9) Zur Festlegung der Situationen, die bei allen Arten von 
Kapitalinstrumenten als indirekte Finanzierung anzusehen 
wären, erweist es sich als praktischer und umfassender, 
die Merkmale des gegenteiligen Konzepts, also der direk­
ten Finanzierung, zu bestimmen. 

(10) Mit Blick auf die Anwendung der Eigenmittelvorschriften 
auf Gegenseitigkeitsgesellschaften, Genossenschaften, 
Sparkassen und ähnliche Institute ist den Besonderheiten 
solcher Institute in angemessener Weise Rechnung zu 
tragen. Es sollten Vorschriften eingeführt werden, die un­
ter anderem gewährleisten, dass solche Institute in der 
Lage sind, die Rückzahlung ihrer Kapitalinstrumente ge­
gebenenfalls zu begrenzen. Ist eine Weigerung, Instru­
mente zurückzuzahlen, nach dem für derartige Institute 
maßgebenden einzelstaatlichen Recht verboten, kommt 
es somit entscheidend darauf an, dass die für die betref­
fenden Instrumente geltenden Bestimmungen es dem je­
weiligen Institut ermöglichen, die Rückzahlung zurück­
zustellen und den zurückzuzahlenden Betrag zu begren­
zen. Da es wichtig ist, die Rückzahlung beschränken oder 
aufschieben zu können, sollten ferner die zuständigen 
Behörden befugt sein, die Rückzahlung von Genossen­
schaftsanteilen zu beschränken, und sollten die Institute 
etwaige Beschlüsse zur Beschränkung der Rückzahlung 
dokumentieren. 

(11) Es ist notwendig, Definition und Handhabung des Kon­
zepts der Veräußerungsgewinne im Zusammenhang mit 
künftigen Margenerträgen bei Verbriefungen an der inter­
nationalen Praxis, wie sie etwa vom Baseler Ausschuss für 
die Bankenaufsicht festgelegt wurde, auszurichten und 
sicherzustellen, dass die Eigenmittel eines Instituts keine 

widerrufbaren Veräußerungsgewinne umfassen, da diese 
nicht dauerhafter Natur sind. 

(12) Zur Vermeidung von Regulierungsarbitrage und zur Ge­
währleistung einer unionsweit harmonisierten Anwen­
dung der Eigenkapitalvorschriften ist es wichtig, eine ein­
heitliche Vorgehensweise im Hinblick auf den Abzug be­
stimmter Posten — wie Verluste des laufenden Geschäfts­
jahres, von der künftigen Rentabilität abhängige latente 
Steueransprüche und Vermögenswerte aus Pensionsfonds 
mit Leistungszusage — von den Eigenmitteln sicher­
zustellen. 

(13) Zur Gewährleistung unionsweiter Kohärenz hinsichtlich 
der Bewertung von Tilgungsanreizen ist es erforderlich, 
diejenigen Fälle zu beschreiben, in denen die Erwartung 
einer Rückzahlung des Instruments erzeugt wird. Ferner 
besteht die Notwendigkeit, Vorschriften auszuarbeiten, 
die eine rechtzeitige Aktivierung von Verlustabsorptions­
mechanismen für Hybridinstrumente bewirken, so dass 
die Verlustabsorptionsfähigkeit dieser Instrumente künftig 
erhöht wird. Da die von Zweckgesellschaften begebenen 
Instrumente in aufsichtlicher Hinsicht eine geringere Si­
cherheit bieten als direkt begebene Instrumente, muss die 
Nutzung von Zweckgesellschaften für die indirekte Aus­
gabe von Eigenmittelinstrumenten auf streng einge­
grenzte Fälle beschränkt werden. 

(14) Es gilt, in ausgewogener Weise sowohl der Notwendigkeit 
einer aufsichtsrechtlich angemessenen Berechnung der Ri­
siken der Institute aus indirekten Positionen in Index­
papieren Rechnung zu tragen, als auch der Notwendig­
keit, dafür zu sorgen, dass dies zu keiner übermäßigen 
Belastung für die Institute wird. 

(15) Für erforderlich erachtet wird ein genau definiertes, um­
fassendes Verfahren für die Erteilung einer Genehmigung 
der Aufsichtsbehörden zur Verringerung der Eigenmittel. 
Rückzahlung, Verringerung und Rückkauf von Eigenmit­
telinstrumenten sollten den Inhabern nicht angekündigt 
werden, bevor das Institut die vorherige Genehmigung 
der zuständigen Behörde erhalten hat. Die Institute soll­
ten eine detaillierte Aufstellung vorlegen, damit die zu­
ständige Behörde vor ihrer Genehmigungsentscheidung 
über sämtliche einschlägigen Informationen verfügt. 

(16) Es sind befristete Ausnahmen für Abzüge von den Eigen­
mittelposten vorgesehen, um gegebenenfalls Plänen für 
finanzielle Stützungsaktionen Rechnung tragen zu kön­
nen. Die Geltungsdauer solcher Ausnahmen sollte daher 
nicht die Laufzeit von Plänen für finanzielle Stützungs­
aktionen überschreiten. 

(17) Damit Zweckgesellschaften als Posten des zusätzlichen 
Kernkapitals und des Ergänzungskapitals berücksichtigt 
werden können, sollten ihre Vermögenswerte, die nicht 
in von Instituten begebene Eigenmittelinstrumente inves­
tiert werden, sehr gering und nicht wesentlich sein. Da­
mit dies sichergestellt wird, sollte für die Höhe dieser 
Vermögenswerte eine Obergrenze festgelegt werden, die 
im Verhältnis zur durchschnittlichen Gesamthöhe der 
Vermögenswerte der Zweckgesellschaft ausgedrückt wird.
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(18) Übergangsbestimmungen zielen darauf ab, einen rei­
bungslosen Übergang zum neuen Rechtsrahmen zu er­
möglichen; daher ist es wichtig, dass bei der Anwendung 
der Übergangsbestimmungen für Abzugs- und Korrektur­
posten sowie Abzüge die betreffenden nach der Verord­
nung Nr. 575/2013 vorgesehenen Übergangsregelungen 
kohärent angewandt werden, wobei jedoch der ursprüng­
lichen Ausgangssituation Rechnung zu tragen ist, wie sie 
durch die einzelstaatlichen Vorschriften zur Umsetzung 
der in den Richtlinien 2006/48/EG ( 1 ) und 
2006/49/EG ( 2 ) des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes verankerten Unionsregelungen geschaffen wurde. 

(19) Instrumente des überschüssigen harten oder zusätzlichen 
Kernkapitals, die gemäß den Übergangsbestimmungen 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 Bestandsschutz ge­
nießen, dürfen aufgrund dieser Bestimmungen innerhalb 
der für bestandsgeschützte Instrumente beim Ergänzungs­
kapital zweiter Klasse geltenden Grenzen berücksichtigt 
werden. Die für bestandsgeschützte Instrumente des Er­
gänzungskapitals zweiter Klasse geltenden Obergrenzen 
bleiben davon jedoch unberührt; daher sollte eine Auf­
nahme innerhalb der beim Ergänzungskapital zweiter 
Klasse für den Bestandsschutz geltenden Grenzen nur 
dann möglich sein, wenn in dieser Klasse noch ausrei­
chender Spielraum vorhanden ist. Da es sich um Instru­
mente des überschüssigen oberen Ergänzungskapitals 
handelt, sollte eine spätere Neueinstufung dieser Instru­
mente in eine höhere Kapitalklasse möglich sein. 

(20) Diese Verordnung stützt sich auf die Entwürfe tech­
nischer Regulierungsstandards, die der Kommission von 
der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde vorgelegt wur­
den. 

(21) Die Europäische Bankenaufsichtsbehörde hat offene öf­
fentliche Konsultationen zu den dieser Verordnung zu­
grunde liegenden Entwürfen technischer Regulierungs­
standards durchgeführt, die potenziellen Kosten- und 
Nutzeneffekte analysiert und die Stellungnahme der 
nach Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 3 ) eingesetz­
ten Interessengruppe Wertpapiere und Wertpapiermärkte 
eingeholt. 

(22) Die Europäische Bankenaufsichtsbehörde sollte die An­
wendung dieser Verordnung, insbesondere der Vorschrif­
ten zur Festlegung der Verfahren für die Genehmigung 
des Rückkaufs von Instrumenten des harten Kernkapitals 
von Gegenseitigkeitsgesellschaften, Genossenschaften, 

Sparkassen und ähnlichen Instituten, überprüfen und ge­
gebenenfalls Änderungen vorschlagen. 

(23) Die Europäische Bankenaufsichtsbehörde hat die Europäi­
sche Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und 
die betriebliche Altersversorgung zur Behandlung von 
Kapitalinstrumenten von Drittland-Versicherungs- und 
-Rückversicherungsunternehmen sowie von Kapitalinstru­
menten von Unternehmen, die für die Zwecke des Arti­
kels 36 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 aus 
dem Anwendungsbereich der Richtlinie 2009/138/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 4 ) ausgenom­
men sind, konsultiert — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

ALLGEMEINES 

Artikel 1 

Gegenstand 

Diese Verordnung legt Vorschriften zur Regelung folgender As­
pekte fest: 

a) Bedeutung des Begriffs „vorhersehbar“, wenn ermittelt wird, 
ob bei den Eigenmitteln vorhersehbare Abgaben oder Divi­
denden in Abzug gebracht wurden — gemäß Artikel 26 
Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013; 

b) Bedingungen, anhand deren die zuständigen Behörden ent­
scheiden können, ob eine im maßgebenden einzelstaatlichen 
Recht anerkannte Unternehmensform als Gegenseitigkeits­
gesellschaft, Genossenschaft, Sparkasse oder ähnliches Insti­
tut gilt — gemäß Artikel 27 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013; 

c) anwendbare Formen und Arten einer indirekten Finanzie­
rung von Kapitalinstrumenten — gemäß Artikel 28 Absatz 
5 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013; 

d) Art der Rückzahlungsbeschränkungen, die erforderlich sind, 
wenn eine Weigerung des Instituts, Eigenmittelinstrumente 
zurückzuzahlen, nach dem maßgebenden einzelstaatlichen 
Recht verboten ist — gemäß Artikel 29 Absatz 6 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013; 

e) weitere Klärung des Konzepts der Veräußerungsgewinne — 
gemäß Artikel 32 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013;
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f) Abzüge von den Posten des harten Kernkapitals sowie an­
dere Abzüge bei Posten des harten Kernkapitals, des zusätz­
lichen Kernkapitals und des Ergänzungskapitals — gemäß 
Artikel 36 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013; 

g) Kriterien, nach denen zuständige Behörden Instituten die 
Verringerung des Betrags der Vermögenswerte aus Pensions­
fonds mit Leistungszusage gestatten — gemäß Artikel 41 
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013; 

h) Form und Art der Tilgungsanreize, Art einer Wieder­
zuschreibung eines Instruments des zusätzlichen Kernkapi­
tals nach einer vorübergehenden Herabschreibung des Ka­
pitalbetrags, Verfahren und Zeitplan im Zusammenhang mit 
Auslöseereignissen, Merkmale von Instrumenten, die eine 
Rekapitalisierung behindern könnten, und Nutzung von 
Zweckgesellschaften — gemäß Artikel 52 Absatz 2 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013; 

i) erforderlicher Konservativitätsgrad bei Schätzungen, die als 
Alternative zur Berechnung der zugrunde liegenden Risiken 
aus indirekten Positionen in Indexpapieren vorgenommen 
werden — gemäß Artikel 76 Absatz 4 der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013; 

j) Verfahren und konkrete Bedingungen für die Erteilung einer 
Genehmigung der Aufsichtsbehörden zur Verringerung der 
Eigenmittel — gemäß Artikel 78 Absatz 5 der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013; 

k) Bedingungen für die Gewährung einer befristeten Ausnahme 
vom Abzug von den Eigenmitteln — gemäß Artikel 79 
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013; 

l) Arten von Vermögenswerten, die dem Betrieb von Zweck­
gesellschaften zugeordnet werden können, und Konzept des 
sehr geringen und nicht wesentlichen Vermögenswerts für 
die Zwecke der Ermittlung des von einer Zweckgesellschaft 
begebenen zusätzlichen Kernkapitals und Ergänzungskapi­
tals — gemäß Artikel 83 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013; 

m) genaue Bedingungen für Anpassungen der Eigenmittel im 
Rahmen der Übergangsbestimmungen — gemäß Artikel 481 
Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013; 

n) Bedingungen für vom Bestandsschutz für Posten des harten 
Kernkapitals oder des zusätzlichen Kernkapitals ausgenom­
mene Posten in anderen Eigenmittelbestandteilen — gemäß 
Artikel 487 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013. 

KAPITEL II 

BESTANDTEILE DER EIGENMITTEL 

ABSCHNITT 1 

Hartes Kernkapital und Instrumente des harten Kernkapitals 

U n t e r a b s c h n i t t 1 

V o r h e r s e h b a r e D i v i d e n d e n u n d A b g a b e n 

Artikel 2 

Bedeutung des Begriffs „vorhersehbar“ in Bezug auf 
vorhersehbare Dividenden für die Zwecke des Artikels 
26 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 

575/2013 

1. Der Betrag der vorhersehbaren Dividenden, die die Insti­
tute nach Artikel 26 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 vom Zwischen- bzw. Jahresendgewinn abziehen 
müssen, wird gemäß den Absätzen 2 bis 4 festgesetzt. 

2. Hat das Leitungsorgan eines Instituts einen förmlichen 
Beschluss zur Höhe der auszuschüttenden Dividenden gefasst 
oder dem zuständigen Gremium einen entsprechenden Vor­
schlag unterbreitet, wird der betreffende Betrag vom entspre­
chenden Zwischen- oder Jahresendgewinn abgezogen. 

3. Werden Zwischendividenden gezahlt, wird der aus der 
Berechnung gemäß Absatz 2 verbleibende Betrag des Zwischen­
gewinns, der Posten des harten Kernkapitals hinzuzurechnen ist, 
unter Berücksichtigung der in den Absätzen 2 und 4 festgeleg­
ten Vorschriften um den Betrag vorhersehbarer Dividenden ge­
kürzt, die voraussichtlich vom verbleibenden Zwischengewinn 
mit den endgültigen Dividenden für das volle Geschäftsjahr aus­
gezahlt werden. 

4. Bevor das Leitungsorgan einen förmlichen Beschluss zur 
Ausschüttung von Dividenden fasst oder dem zuständigen Gre­
mium einen entsprechenden Vorschlag unterbreitet, entspricht 
der Betrag der vorhersehbaren Dividenden, die die Institute vom 
Zwischen- oder Jahresendgewinn abzuziehen haben, dem Betrag 
des Zwischen- oder Jahresendgewinns, multipliziert mit der Di­
videndenauszahlungsquote. 

5. Die Dividendenauszahlungsquote wird auf der Grundlage 
der vom Leitungsorgan oder sonstigen zuständigen Gremien für 
den maßgebenden Zeitraum gebilligten Dividendenpolitik fest­
gesetzt. 

6. Sieht die Dividendenpolitik eine Auszahlungsspanne an­
stelle eines bestimmten Wertes vor, wird für die Zwecke des 
Absatzes 2 das obere Ende der Spanne zugrunde gelegt. 

7. Fehlt es an einer gebilligten Dividendenpolitik oder ist 
nach Einschätzung der zuständigen Behörde davon auszugehen, 
dass das Institut seine Dividendenpolitik nicht umsetzen wird 
oder dass diese Politik keine dem Vorsichtsprinzip entspre­
chende Grundlage für die Festsetzung der in Abzug zu bringen­
den Beträge darstellt, bestimmt sich die Dividendenauszahlungs­
quote nach dem höheren der folgenden Werte:
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a) der durchschnittlichen Dividendenauszahlungsquote in den 
letzten drei Jahren vor dem betreffenden Geschäftsjahr; 

b) der Dividendenauszahlungsquote des dem betreffenden Ge­
schäftsjahr vorangegangenen Jahres. 

8. Die zuständige Behörde kann dem Institut gestatten, die 
Berechnung der Dividendenauszahlungsquote gemäß Absatz 7 
Buchstaben a und b anzupassen, um im betreffenden Zeitraum 
ausgezahlte außerordentliche Dividenden auszuschließen. 

9. Der Betrag der abzuziehenden vorhersehbaren Dividenden 
wird unter Berücksichtigung etwaiger rechtlicher Dividenden­
beschränkungen ermittelt, insbesondere Beschränkungen gemäß 
Artikel 141 der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 1 ). Der Gewinnbetrag nach Abzug der 
vorhersehbaren Abgaben vorbehaltlich derartiger Beschränkun­
gen kann in vollem Umfang Posten des harten Kernkapitals 
zugerechnet werden, wenn die Bedingung des Artikels 26 Ab­
satz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erfüllt 
ist. Sofern derartige Beschränkungen gelten, werden die vorher­
sehbaren abzuziehenden Dividenden auf der Grundlage des von 
der zuständigen Behörde nach Artikel 142 der Richtlinie 
2013/36/EG gebilligten Kapitalerhaltungsplans bestimmt. 

10. Der Betrag der vorhersehbaren Dividenden, die in einer 
Form auszuzahlen sind, dass die Höhe der Posten des harten 
Kernkapitals nicht reduziert wird, wie etwa Dividenden in Form 
von Anteilen, gemeinhin bezeichnet als „Gratisaktien“, darf nicht 
vom Zwischen- oder Jahresendgewinn, der Posten des harten 
Kernkapitals zuzurechnen ist, abgezogen werden. 

11. Bevor die zuständige Behörde eine Zurechnung der Zwi­
schen- oder Jahresendgewinne eines Instituts zu Posten des har­
ten Kernkapitals genehmigt, überzeugt sie sich davon, dass alle 
erforderlichen Abzüge bei den Zwischen- oder Jahresendgewin­
nen und alle Abzüge im Zusammenhang mit vorhersehbaren 
Dividenden vorgenommen wurden, sei es nach dem geltenden 
Rechnungslegungsrahmen oder aufgrund anderer Anpassungen. 

Artikel 3 

Bedeutung des Begriffs „vorhersehbar“ in Bezug auf 
vorhersehbare Abgaben für die Zwecke des Artikels 26 
Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Der Betrag der zu berücksichtigenden vorhersehbaren Ab­
gaben umfasst Folgendes: 

a) Steuern; 

b) Beträge, die aufgrund etwaiger in der Berichtsperiode eintre­
tender Verpflichtungen oder Umstände anfallen und sich für 
das Institut gewinnmindernd auswirken dürften und bei de­
nen die zuständige Behörde nicht überzeugt ist, dass alle 
erforderlichen Bewertungsanpassungen, wie etwa zusätzliche 
Bewertungsanpassungen nach Artikel 34 der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013, vorgenommen oder Rückstellungen ge­
bildet wurden. 

2. Vorhersehbare Abgaben, die noch nicht in der Gewinn- 
und Verlustrechnung berücksichtigt sind, werden der Zwischen­
berichtsperiode, in der sie angefallen sind, zugerechnet, so dass 
auf jede Zwischenberichtsperiode ein angemessener Anteil dieser 
Abgaben entfällt. Wesentliche und nicht wiederkehrende Ereig­
nisse sind in voller Höhe und unverzüglich in der Zwischen­
berichtsperiode, in der sie entstehen, zu berücksichtigen. 

3. Bevor die zuständige Behörde eine Zurechnung der Zwi­
schen- oder Jahresendgewinne eines Instituts zu Posten des har­
ten Kernkapitals genehmigt, überzeugt sie sich davon, dass bei 
den Zwischen- oder Jahresendgewinnen alle erforderlichen Ab­
züge, insbesondere auch im Zusammenhang mit vorhersehbaren 
Abgaben, vorgenommen wurden, sei es nach dem geltenden 
Rechnungslegungsrahmen oder aufgrund anderer Anpassungen. 

U n t e r a b s c h n i t t 2 

G e n o s s e n s c h a f t e n , S p a r k a s s e n , G e g e n s e i ­
t i g k e i t s g e s e l l s c h a f t e n u n d ä h n l i c h e I n s t i ­

t u t e 

Artikel 4 

Im maßgebenden einzelstaatlichen Recht als 
Genossenschaft für die Zwecke des Artikels 27 Absatz 1 
Buchstabe a Ziffer ii der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

anerkannte Unternehmensform 

1. Die zuständigen Behörden können festlegen, dass eine be­
stimmte im maßgebenden einzelstaatlichen Recht anerkannte 
Unternehmensform für die Zwecke des Teils 2 der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 als Genossenschaft gilt, wenn alle in den 
Absätzen 2, 3 und 4 genannten Bedingungen erfüllt sind. 

2. Um für die Zwecke des Absatzes 1 als Genossenschaft zu 
gelten, muss ein Institut seiner Rechtsform nach einer der fol­
genden Kategorien zuzurechnen sein: 

a) in Österreich: Institute, die als „eingetragene Genossenschaft 
(e.Gen.)“ oder „registrierte Genossenschaft“ nach dem „Ge­
setz über Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
(GenG)“ registriert sind; 

b) in Belgien: Institute, die in Anwendung des Königlichen 
Erlasses vom 8. Januar 1962 zur Festlegung der Bedingun­
gen für die Zulassung der nationalen Genossenschaftsver­
bände und der Genossenschaften als „Société Coopérative/ 
Cooperative Vennostchap“ registriert und zugelassen sind; 

c) in Zypern: Institute, die nach dem Gesetz über Genossen­
schaften von 1985 als „Συνεργατικό Πιστωτικό Ίδρυμα ή ΣΠΙ“ 
gegründet wurden; 

d) in der Tschechischen Republik: Institute, die als „spořitelní a 
úvěrní družstvo“ nach dem „zákon upravující činnost 
spořitelních a úvěrních družstev“ zugelassen sind; 

e) in Dänemark: Institute, die nach dem dänischen Gesetz über 
Finanzunternehmen als „andelskasser“ oder „sammenslutnin­
ger af andelskasser“ registriert sind;
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f) in Finnland: Institute, die registriert sind 

1. als „Osuuspankki“ oder „andelsbank“ nach dem „laki 
osuuspankeista ja muista osuuskuntamuotoisista luotto­
laitoksista“ oder dem „lag om andelsbanker och andra 
kreditinstitut i andelslagsform“, 

2. oder als „Muu osuuskuntamuotoinen luottolaitos“ oder 
„annat kreditinstitut i andelslagsform“ nach dem „laki 
osuuspankeista ja muista osuuskuntamuotoisista luotto­
laitoksista“ der dem „lag om andelsbanker och andra 
kreditinstitut i andelslagsform“, 

3. oder als „Keskusyhteisö“ oder „centralinstitutet“ nach 
dem „laki talletuspankkien yhteenliittymästä“ oder dem 
„lag om en sammanslutning av inlåningsbanker“; 

g) in Frankreich: Institute, die als „sociétés coopératives“ nach 
dem „Loi n o 47-1775 du 10 septembre 1947 portant statut 
de la coopération“ registriert und als „banques mutualistes 
ou coopératives“ nach dem „Code monétaire et financier, 
partie législative, Livre V, titre Ier, chapitre II“ zugelassen 
sind; 

h) in Deutschland: Institute, die als „eingetragene Genossen­
schaft (eG)“ nach dem „Gesetz betreffend die Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften (Genossenschaftsgesetz — 
GenG)“ registriert sind; 

i) in Griechenland: Institute, die als „Πιστωτικοί Συνεταιρισμοί“ 
nach dem Genossenschaftsgesetz 1667/1986 registriert 
sind, als Kreditinstitute tätig sind und nach dem Bankenge­
setz 3601/2007 die Bezeichnung „Συνεταιριστική Τράπεζα“ 
führen dürfen; 

j) in Ungarn: Institute, die als „Szövetkezeti hitelintézet“ nach 
dem Gesetz CXII von 1996 über Kreditinstitute und Finanz­
unternehmen registriert sind; 

k) in Italien: Institute, die registriert sind 

1. als „Banche popolari“ nach dem Gesetzesvertretenden 
Dekret vom 1. September 1993, Nr. 385, 

2. oder als „Banche di credito cooperativo“ nach dem Ge­
setzesvertretenden Dekret vom 1. September 1993, Nr. 
385, 

3. oder als „Banche di garanzia collettiva dei fidi“ nach 
Artikel 13 des Gesetzesdekrets vom 30. September 
2003, Nr. 269, umgewandelt in das Gesetz vom 24. No­
vember 2003, Nr. 326; 

l) in Luxemburg: Institute, die als „Sociétés coopératives“ nach 
der Definition in Abschnitt VI des „Loi du 10 août 1915 
concernant les sociétés commerciales“ registriert sind; 

m) in den Niederlanden: Institute, die als „coöperaties“ oder 
„onderlinge waarborgmaatschappijen“ nach Buch 2 (Rechts­
personen) Titel 3 des „Burgerlijk wetboek“ registriert sind; 

n) in Polen: Institute, die als „bank spółdzielczy“ nach den 
Bestimmungen des „Prawo bankowe“ registriert sind; 

o) in Portugal: Institute, die als „Caixa de Crédito Agrícola 
Mútuo“ oder „Caixa Central de Crédito Agrícola Mútuo“ 
nach dem „Regime Jurídico do Crédito Agrícola Mútuo e 
das Cooperativas de Crédito Agrícola“ gemäß dem „Decreto- 
Lei n. o 24/91 de 11 de Janeiro“ registriert sind; 

p) in Rumänien: Institute, die als „Organizații cooperatiste de 
credit“ nach den Bestimmungen der Eilverordnung der Re­
gierung Nr. 99/2006 über Kreditinstitute und Kapitaladä­
quanz, geändert und ergänzt durch das Gesetz Nr. 
227/2007, registriert sind; 

q) in Spanien: Institute, die als „Cooperativas de Crédito“ nach 
dem „Ley 13/1989, de 26 de mayo, de Cooperativas de 
Crédito“ registriert sind; 

r) in Schweden: Institute, die als „Medlemsbank“ nach dem 
„Lag (1995:1570) om medlemsbanker“ oder als „Kreditmar­
knadsförening“ nach dem „Lag (2004:297) om bank- och 
finansieringsrörelse“ registriert sind; 

s) im Vereinigten Königreich: Institute, die als „cooperative 
societies“ nach dem „Industrial and Provident Societies Act 
1965“ und dem „Industrial and Provident Societies Act 
(Northern Ireland) 1969“ registriert sind. 

3. In Bezug auf das harte Kernkapital muss das Institut, um 
für die Zwecke des Absatzes 1 als Genossenschaft zu gelten, 
nach dem maßgebenden einzelstaatlichen Recht oder — auf der 
Ebene der juristischen Person — der Unternehmenssatzung nur 
die in Artikel 29 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 genannten 
Kapitalinstrumente begeben können. 

4. Damit ein Institut für die Zwecke des Absatzes 1 als 
Genossenschaft gilt, können die Inhaber der in Absatz 3 ge­
nannten Instrumente des harten Kernkapitals — bei denen es 
sich um Mitglieder oder Nicht-Mitglieder des Instituts handeln 
kann —, sofern sie nach dem maßgebenden einzelstaatlichen 
Recht die Möglichkeit haben auszuscheiden, auch das Recht 
haben, die Kapitalinstrumente an das Institut zurückzugeben, 
allerdings nur vorbehaltlich der im maßgebenden einzelstaatli­
chen Recht, in Unternehmenssatzungen, in der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 und in dieser Verordnung vorgesehenen Be­
schränkungen. Dies hindert das Institut nicht daran, nach dem 
maßgebenden einzelstaatlichen Recht an Mitglieder und Nicht- 
Mitglieder Instrumente des harten Kernkapitals auszugeben, die 
den Bestimmungen des Artikels 29 der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 genügen und kein Recht auf Rückgabe des Kapital­
instruments an das Institut beinhalten. 

Artikel 5 

Im maßgebenden einzelstaatlichen Recht als Sparkasse für 
die Zwecke des Artikels 27 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer iii 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 anerkannte 

Unternehmensform 

1. Die zuständigen Behörden können festlegen, dass eine be­
stimmte im maßgebenden einzelstaatlichen Recht anerkannte 
Unternehmensform für die Zwecke des Teils 2 der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 als Sparkasse gilt, wenn alle in den Absätzen 
2, 3 und 4 genannten Bedingungen erfüllt sind.
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2. Um für die Zwecke des Absatzes 1 als Sparkasse zu gel­
ten, muss das Institut seiner Rechtsform nach einer der folgen­
den Kategorien zuzurechnen sein: 

a) in Österreich: Institute, die als „Sparkasse“ nach § 1 Abs 1 
des „Bundesgesetzes über die Ordnung des Sparkassenwesens 
(Sparkassengesetz — SpG)“ registriert sind; 

b) in Dänemark: Institute, die als „Sparekasser“ nach dem dä­
nischen Finanzwirtschaftsgesetz registriert sind; 

c) in Finnland: Institute, die als „Säästöpankki“ oder „Sparbank“ 
nach dem „Säästöpankkilaki“ oder dem „Sparbankslag“ regis­
triert sind; 

d) in Deutschland: Institute, die nach einem der folgenden Ge­
setze als „Sparkasse“ registriert sind: 

1. „Sparkassengesetz für Baden-Württemberg (SpG)“ 

2. „Gesetz über die öffentlichen Sparkassen (Sparkassenge­
setz — SpkG) in Bayern“ 

3. „Gesetz über die Berliner Sparkasse und die Umwand­
lung der Landesbank Berlin — Girozentrale — in eine 
Aktiengesellschaft (Berliner Sparkassengesetz — SpkG)“ 

4. „Brandenburgisches Sparkassengesetz (BbgSpkG)“ 

5. „Sparkassengesetz für öffentlich-rechtliche Sparkassen im 
Lande Bremen (Bremisches Sparkassengesetz)“ 

6. „Hessisches Sparkassengesetz“ 

7. „Sparkassengesetz des Landes Mecklenburg-Vorpom­
mern (SpkG)“ 

8. „Niedersächsisches Sparkassengesetz (NSpG)“ 

9. „Sparkassengesetz Nordrhein-Westfalen (Sparkassenge­
setz — SpkG)“ 

10. „Sparkassengesetz (SpkG) für Rheinland-Pfalz“ 

11. „Saarländisches Sparkassengesetz (SSpG)“ 

12. „Gesetz über die öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute im 
Freistaat Sachsen und die Sachsen-Finanzgruppe“ 

13. „Sparkassengesetz des Landes Sachsen-Anhalt (SpkG- 
LSA)“ 

14. „Sparkassengesetz für das Land Schleswig-Holstein 
(Sparkassengesetz — SpkG)“ 

15. „Thüringer Sparkassengesetz (ThürSpkG)“ 

e) in Spanien: Institute, die als „Cajas de Ahorros“ nach dem 
„Real Decreto-Ley 2532/1929, de 21 de noviembre, sobre 
Régimen del Ahorro Popular“ registriert sind; 

f) in Schweden: Institute, die als „Sparbank“ nach dem „Spar­
bankslag (1987:619)“ registriert sind. 

3. In Bezug auf das harte Kernkapital muss das Institut, um 
für die Zwecke des Absatzes 1 als Sparkasse zu gelten, nach 
dem maßgebenden einzelstaatlichen Recht oder — auf der 
Ebene der juristischen Person — der Unternehmenssatzung 
nur die in Artikel 29 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ge­
nannten Kapitalinstrumente begeben können. 

4. Damit ein Institut für die Zwecke des Absatzes 1 als 
Sparkasse gilt, darf die Summe aus Eigenkapital, Rücklagen 
und Zwischen- oder Jahresendgewinnen nach dem maßgeben­
den einzelstaatlichen Recht nicht an Inhaber von Instrumenten 
des harten Kernkapitals ausgeschüttet werden können. Diese 
Bedingung gilt auch dann als erfüllt, wenn das Institut Instru­
mente des harten Kernkapitals begibt, die den Inhabern, soweit 
nach dem maßgebenden einzelstaatlichen Recht zulässig, bei 
bestehenden Unternehmen einen Anspruch auf einen Teil der 
Gewinne und Rücklagen garantieren — vorausgesetzt, dieser 
Teil entspricht dem jeweils geleisteten Beitrag zum Kapital 
und zu den Rücklagen oder steht, soweit nach dem maßgeben­
den einzelstaatlichen Recht zulässig, im Einklang mit einer al­
ternativen Regelung. Das Institut kann Instrumente des harten 
Kernkapitals begeben, die den Inhabern im Falle einer Insolvenz 
oder Liquidation des Instituts einen Anspruch auf Rücklagen 
garantieren, der nicht dem jeweils geleisteten Beitrag zum Ka­
pital und zu den Rücklagen entsprechen muss, soweit die Be­
stimmungen des Artikels 29 Absätze 4 und 5 der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 erfüllt sind. 

Artikel 6 

Im maßgebenden einzelstaatlichen Recht als 
Gegenseitigkeitsgesellschaft für die Zwecke des Artikels 
27 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i der Verordnung (EU) 

Nr. 575/2013 anerkannte Unternehmensform 

1. Die zuständigen Behörden können festlegen, dass eine be­
stimmte im maßgebenden einzelstaatlichen Recht anerkannte 
Unternehmensform für die Zwecke des Teils 2 der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 als Gegenseitigkeitsgesellschaft gilt, wenn 
alle in den Absätzen 2, 3 und 4 genannten Bedingungen erfüllt 
sind. 

2. Um für die Zwecke des Absatzes 1 als Gegenseitigkeits­
gesellschaft zu gelten, muss das Institut seiner Rechtsform nach 
einer der folgenden Kategorien zuzurechnen sein: 

a) in Dänemark: Vereine („Foreninger“) oder Fonds („Fonde“), 
die aus der Umwandlung von Versicherungsunternehmen 
(„Forsikringsselskaber“) hervorgegangen sind, Hypothekarkre­
ditinstitute („Realkreditinstitutter“), Sparkassen („Sparekas­
ser“), Genossenschaftsbanken („Andelskasser“) und Zusam­
menschlüsse von Genossenschaftsbanken („Sammenslutnin­
ger af andelskasser“) in Form von Kapitalgesellschaften 
nach dem dänischen Gesetz über Finanzunternehmen; 

b) in Irland: Institute, die als „building societies“ nach dem 
„Building Societies Act 1989“ registriert sind; 

c) im Vereinigten Königreich: Institute, die als „building socie­
ties“ nach dem „Building Societies Act 1986“ registriert sind; 
Institute, die als „savings bank“ nach dem „Savings Bank 
(Scotland) Act 1819“ registriert sind.
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3. In Bezug auf das harte Kernkapital muss das Institut, um 
für die Zwecke des Absatzes 1 als Gegenseitigkeitsgesellschaft 
zu gelten, nach dem maßgebenden einzelstaatlichen Recht oder 
— auf der Ebene der juristischen Person — der Unternehmens­
satzung nur die in Artikel 29 der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 genannten Kapitalinstrumente begeben dürfen. 

4. Damit ein Institut für die Zwecke des Absatzes 1 als 
Gegenseitigkeitsgesellschaft gilt, muss die Summe aus Eigenkapi­
tal und Rücklagen in Gänze oder zum Teil von Mitgliedern des 
Instituts gehalten werden, die im normalen Geschäftsverlauf 
nicht in den Genuss einer direkten Rücklagenausschüttung, na­
mentlich in Form von Dividendenzahlungen, kommen. Diese 
Bedingungen gelten auch dann als erfüllt, wenn das Institut 
Instrumente des harten Kernkapitals begibt, die einen Anspruch 
auf Gewinne und Rücklagen garantieren, soweit dies nach dem 
maßgebenden einzelstaatlichen Recht zulässig ist. 

Artikel 7 

Im maßgebenden einzelstaatlichen Recht als ähnliches 
Institut für die Zwecke des Artikels 27 Absatz 1 
Buchstabe a Ziffer iv der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

anerkannte Unternehmensform 

1. Die zuständigen Behörden können festlegen, dass eine be­
stimmte im maßgebenden einzelstaatlichen Recht anerkannte 
Unternehmensform für die Zwecke des Teils 2 der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 als ähnliches Institut gilt, wenn alle in den 
Absätzen 2, 3 und 4 genannten Bedingungen erfüllt sind. 

2. Um für die Zwecke des Absatzes 1 als ein Genossenschaf­
ten, Gegenseitigkeitsgesellschaften und Sparkassen ähnliches In­
stitut zu gelten, muss das Institut seiner Rechtsform nach einer 
der folgenden Kategorien zuzurechnen sein: 

a) in Österreich: „Pfandbriefstelle der österreichischen Landes- 
Hypothekenbanken“ nach dem „Bundesgesetz über die 
Pfandbriefstelle der österreichischen Landes-Hypothekenban­
ken (Pfandbriefstelle-Gesetz — PfBrStG)“; 

b) in Finnland: Institute, die als „Hypoteekkiyhdistys“ oder „Hy­
poteksförening“ nach dem „Laki hypoteekkiyhdistyksistä“ 
oder dem „Lag om hypoteksföreningar“ registriert sind. 

3. In Bezug auf das harte Kernkapital muss das Institut, um 
für die Zwecke des Absatzes 1 als ein Genossenschaften, Gegen­
seitigkeitsgesellschaften und Sparkassen ähnliches Institut zu 
gelten, nach dem maßgebenden einzelstaatlichen Recht oder 
— auf der Ebene der juristischen Person — der Unternehmens­
satzung nur die in Artikel 29 der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 genannten Kapitalinstrumente begeben können. 

4. Damit ein Institut für die Zwecke des Absatzes 1 als ein 
Genossenschaften, Gegenseitigkeitsgesellschaften und Sparkassen 
ähnliches Institut gilt, müssen eines oder mehrere der folgenden 
Kriterien erfüllt sein: 

a) Haben die Inhaber der in Absatz 3 genannten Instrumente 
des harten Kernkapitals — bei denen es sich um Mitglieder 
oder Nicht-Mitglieder des Instituts handeln kann — nach 
dem maßgebenden einzelstaatlichen Recht die Möglichkeit 
auszuscheiden, haben sie — aber nur vorbehaltlich der im 
maßgebenden einzelstaatlichen Recht, in Unternehmenssat­
zungen, in der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und dieser 
Verordnung vorgesehenen Beschränkungen — unter Um­
ständen auch das Recht, die Kapitalinstrumente an das Insti­
tut zurückzugeben. Dies hindert das Institut nicht daran, 
nach dem maßgebenden einzelstaatlichen Recht an Mitglie­
der und Nicht-Mitglieder Instrumente des harten Kernkapitals 
auszugeben, die den Bestimmungen des Artikels 29 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013 genügen und kein Recht auf 
Rückgabe des Kapitalinstruments an das Institut beinhalten. 

b) Die Summe aus Eigenkapital, Rücklagen und Zwischen- oder 
Jahresendgewinnen darf nach dem maßgebenden einzelstaat­
lichen Recht nicht an Inhaber von Instrumenten des harten 
Kernkapitals ausgeschüttet werden. Diese Bedingung gilt 
auch dann als erfüllt, wenn das Institut Instrumente des 
harten Kernkapitals begibt, die den Inhabern, soweit nach 
dem maßgebenden einzelstaatlichen Recht zulässig, bei be­
stehenden Unternehmen einen Anspruch auf einen Teil der 
Gewinne und Rücklagen garantieren — vorausgesetzt, dieser 
Teil entspricht dem jeweils geleisteten Beitrag zum Kapital 
und zu den Rücklagen oder steht, soweit nach dem maß­
gebenden einzelstaatlichen Recht zulässig, im Einklang mit 
einer alternativen Regelung. Das Institut kann Instrumente 
des harten Kernkapitals begeben, die den Inhabern im Falle 
einer Insolvenz oder Liquidation des Instituts einen An­
spruch auf Rücklagen garantieren, die nicht dem jeweils ge­
leisteten Beitrag zum Kapital und zu den Rücklagen entspre­
chen müssen, soweit die Bestimmungen des Artikels 29 Ab­
sätze 4 und 5 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erfüllt 
sind. 

c) Die Summe aus Kapital und Rücklagen wird in Gänze oder 
zum Teil von Mitgliedern des Instituts gehalten, die im nor­
malen Geschäftsverlauf nicht in den Genuss einer direkten 
Rücklagenausschüttung, namentlich in Form von Dividen­
denzahlungen, kommen. 

U n t e r a b s c h n i t t 3 

I n d i r e k t e F i n a n z i e r u n g 

Artikel 8 

Indirekte Finanzierung von Kapitalinstrumenten für die 
Zwecke von Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe b, Artikel 52 
Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 63 Buchstabe c der 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Als indirekte Finanzierungen von Kapitalinstrumenten ge­
mäß Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe b, Artikel 52 Absatz 1 
Buchstabe c und Artikel 63 Buchstabe c der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 gelten Finanzierungen, die nicht direkt erfolgen. 

2. Für die Zwecke des Absatzes 1 handelt es sich um eine 
direkte Finanzierung, wenn ein Institut einem Anleger ein Dar­
lehen oder eine andere Finanzierung gleich welcher Art zur 
Verfügung stellt, das bzw. die für den Erwerb der Kapitalinstru­
mente des Instituts verwendet wird.
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3. Zu direkten Finanzierungen zählen auch Finanzierungen, 
die für andere Zwecke als den Erwerb von Kapitalinstrumenten 
eines Instituts natürlichen oder juristischen Personen gewährt 
werden, die eine qualifizierte Beteiligung an dem Kreditinstitut 
im Sinne des Artikels 4 Absatz 36 der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 halten oder die als nahestehende Unternehmen oder 
Personen im Sinne der Definition in Absatz 9 des Internationa­
len Rechnungslegungsstandards 24 — „Angaben über Beziehun­
gen zu nahestehenden Unternehmen und Personen“ — gelten, 
wie er in der Union gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) an­
gewendet wird, wobei etwaige von der zuständigen Behörde 
festgelegte zusätzliche Leitlinien zu berücksichtigen sind, sofern 
das Institut nicht nachweisen kann, dass alle nachstehend ge­
nannten Bedingungen erfüllt sind: 

a) Die Transaktion wird zu vergleichbaren Bedingungen wie 
andere Transaktionen mit Dritten durchgeführt. 

b) Die betreffende natürliche oder juristische Person bzw. das 
betreffende nahestehende Unternehmen oder die betreffende 
nahestehende Person ist nicht auf Ausschüttungen oder die 
Veräußerung der gehaltenen Kapitalinstrumente angewiesen, 
um Zinszahlungen zu leisten und die Finanzierung zurück­
zuzahlen. 

Artikel 9 

Anwendbare Formen und Arten einer indirekten 
Finanzierung von Kapitalinstrumenten für die Zwecke 
von Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe b, Artikel 52 Absatz 
1 Buchstabe c und Artikel 63 Buchstabe c der Verordnung 

(EU) Nr. 575/2013 

1. Zu den anwendbaren Formen und Arten einer indirekten 
Finanzierung des Erwerbs von Kapitalinstrumenten eines Insti­
tuts zählen: 

a) die Finanzierung des Erwerbs von Kapitalinstrumenten eines 
Instituts durch einen Anleger zum Ausgabezeitpunkt oder zu 
einem späteren Zeitpunkt durch Unternehmen, die der di­
rekten oder indirekten Kontrolle durch das Institut unterlie­
gen, oder durch Unternehmen, die eine der folgenden Bedin­
gungen erfüllen: 

1. Sie gehören zum Konsolidierungskreis des Instituts für 
Rechnungslegungs- oder Aufsichtszwecke; 

2. sie sind in der konsolidierten Bilanz oder der einem kon­
solidierten Abschluss gleichwertigen erweiterten Zusam­
menfassungsrechnung gemäß Artikel 49 Absatz 3 Buch­
stabe a Ziffer iv der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 er­
fasst, die von dem institutsbezogenen Sicherungssystem 
oder dem Netz der einer zentralen Organisation angehö­
renden und nicht als Gruppe organisierten Institute, dem 
auch das betreffende Institut angehört, erstellt wird; 

3. sie unterliegen einer zusätzlichen Beaufsichtigung des In­
stituts gemäß der Richtlinie 2002/87/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates ( 2 ) über die zusätzliche 
Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Versicherungsunter­
nehmen und Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats; 

b) die Finanzierung des Erwerbs von Kapitalinstrumenten eines 
Instituts durch einen Anleger zum Ausgabezeitpunkt oder zu 
einem späteren Zeitpunkt durch externe Unternehmen, die 
durch eine Garantie oder ein Kreditderivat oder auf andere 
Weise abgesichert sind, so dass das Kreditrisiko auf das In­
stitut oder auf Unternehmen, die der direkten oder indirek­
ten Kontrolle durch das Institut unterliegen, oder auf Unter­
nehmen übertragen wird, die eine der folgenden Bedingun­
gen erfüllen: 

1. Sie gehören zum Konsolidierungskreis des Instituts für 
Rechnungslegungs- oder Aufsichtszwecke; 

2. sie sind in der konsolidierten Bilanz oder der einem kon­
solidierten Abschluss gleichwertigen erweiterten Zusam­
menfassungsrechnung gemäß Artikel 49 Absatz 3 Buch­
stabe a Ziffer iv der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 er­
fasst, die von dem institutsbezogenen Sicherungssystem 
oder dem Netz der einer zentralen Organisation angehö­
renden und nicht als Gruppe organisierten Institute, dem 
auch das betreffende Institut angehört, erstellt wird; 

3. sie unterliegen einer zusätzlichen Beaufsichtigung des In­
stituts gemäß der Richtlinie 2002/87/EG; 

c) Finanzierungen für einen Darlehensnehmer, der die Finanzie­
rung zum Zwecke des Erwerbs von Kapitalinstrumenten ei­
nes Instituts zum Ausgabezeitpunkt oder zu einem späteren 
Zeitpunkt an den Endanleger weiterreicht. 

2. Damit eine Finanzierung als indirekte Finanzierung für die 
Zwecke des Absatzes 1 betrachtet werden kann, müssen darü­
ber hinaus folgende Bedingungen, sofern anwendbar, erfüllt 
sein: 

a) Der Anleger 

1. gehört nicht zum Konsolidierungskreis des Instituts für 
Rechnungslegungs- oder Aufsichtszwecke; 

2. ist nicht in der konsolidierten Bilanz oder der einem 
konsolidierten Abschluss gleichwertigen erweiterten Zu­
sammenfassungsrechnung gemäß Artikel 49 Absatz 3 
Buchstabe a Ziffer iv der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
erfasst, die von dem institutsbezogenen Sicherungssystem 
oder dem Netz der einer zentralen Organisation angehö­
renden und nicht als Gruppe organisierten Institute, dem 
auch das betreffende Institut angehört, erstellt wird; es 
wird davon ausgegangen, dass ein Anleger in der erwei­
terten Zusammenfassungsrechnung erfasst ist, wenn das 
betreffende Kapitalinstrument Gegenstand der Konsolidie­
rung oder der erweiterten Zusammenfassungsrechnung 
gemäß Artikel 49 Absatz 3 Buchstabe a Ziffer iv der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ist und so einbezogen 
wird, dass es zu keiner Mehrfachbelegung von Eigenmit­
telbestandteilen und zu keiner Bildung von Eigenmitteln 
zwischen den Mitgliedern des institutsbezogenen Siche­
rungssystems kommt; haben die zuständigen Behörden 
keine Genehmigung gemäß Artikel 49 Absatz 3 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013 erteilt, gilt diese Bedingung 
als erfüllt, wenn sowohl die in Absatz 1 Buchstabe a 
genannten Institute als auch das Institut selbst Mitglieder 
desselben institutsbezogenen Sicherungssystems sind und 
die Unternehmen die Finanzierung des Erwerbs der Kapi­
talinstrumente des Instituts gemäß Artikel 36 Absatz 1 
Buchstaben f bis i, Artikel 56 Buchstaben a bis d bzw. 
Artikel 66 Buchstaben a bis d der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 in Abzug bringen;

DE L 74/16 Amtsblatt der Europäischen Union 14.3.2014 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 19. Juli 2002 betreffend die Anwendung interna­
tionaler Rechnungslegungsstandards (ABl. L 243 vom 11.9.2002, 
S. 1). 

( 2 ) Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Dezember 2002 über die zusätzliche Beaufsichtigung der 
Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen und Wertpapierfirmen ei­
nes Finanzkonglomerats (ABl. L 35 vom 11.2.2003, S. 1).



3. unterliegt nicht einer zusätzlichen Beaufsichtigung des 
Instituts gemäß der Richtlinie 2002/87/EG. 

b) Das externe Unternehmen 

1. gehört nicht zum Konsolidierungskreis des Instituts für 
Rechnungslegungs- oder Aufsichtszwecke; 

2. ist nicht in der konsolidierten Bilanz oder der einem 
konsolidierten Abschluss gleichwertigen erweiterten Zu­
sammenfassungsrechnung gemäß Artikel 49 Absatz 3 
Buchstabe a Ziffer iv der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
erfasst, die von dem institutsbezogenen Sicherungssystem 
oder dem Netz der einer zentralen Organisation angehö­
renden und nicht als Gruppe organisierten Institute, dem 
auch das betreffende Institut angehört, erstellt wird; 

3. unterliegt nicht einer zusätzlichen Beaufsichtigung des 
Instituts gemäß der Richtlinie 2002/87/EG. 

3. Zur Feststellung, ob der Erwerb eines Kapitalinstruments 
eine direkte oder indirekte Finanzierung gemäß Artikel 8 be­
inhaltet, ist der Betrag abzüglich etwaiger aufgrund einer indi­
viduellen Prüfung vorgenommener Wertberichtigungen zu­
grunde zu legen. 

4. Damit eine Qualifizierung als direkte oder indirekte Finan­
zierung gemäß Artikel 8 vermieden wird in Fällen, in denen 
Darlehen oder andere Formen von Finanzierungen oder Garan­
tien natürlichen oder juristischen Personen gewährt werden, die 
eine qualifizierte Beteiligung an dem Kreditinstitut halten oder 
als nahestehende Person oder nahestehendes Unternehmen ge­
mäß Absatz 3 gelten, stellt das Institut fortlaufend sicher, dass 
es keine Darlehen oder andere Formen von Finanzierungen oder 
Garantien zum Zwecke der direkten oder indirekten Zeichnung 
seiner Kapitalinstrumente gewährt. Wird das Darlehen oder eine 
andere Form der Finanzierung oder Garantie anderen Arten von 
Parteien gewährt, nimmt das Institut diese Kontrolle nach bes­
tem Bemühen vor. 

5. Im Falle von Gegenseitigkeitsgesellschaften, Genossen­
schaften und ähnlichen Instituten, bei denen die Kunden nach 
einzelstaatlichem Recht oder nach der Satzung des Instituts zur 
Zeichnung von Kapitalinstrumenten verpflichtet sind, wenn sie 
ein Darlehen erhalten wollen, wird dieses Darlehen nicht als 
direkte oder indirekte Finanzierung betrachtet, sofern eine 
oder alle der nachstehend genannten Bedingungen erfüllt sind: 

a) Der Zeichnungsbetrag wird von der zuständigen Behörde als 
nicht wesentlich erachtet. 

b) Zweck des Darlehens ist nicht der Erwerb von Kapitalinstru­
menten des Instituts, das das Darlehen gewährt. 

c) Die Zeichnung eines oder mehrerer Kapitalinstrumente des 
Instituts ist erforderlich, damit der Darlehensempfänger Mit­
glied der Gegenseitigkeitsgesellschaft, der Genossenschaft 
oder eines ähnlichen Instituts werden kann. 

U n t e r a b s c h n i t t 4 

B e s c h r ä n k u n g e n f ü r d e n R ü c k k a u f v o n 
K a p i t a l i n s t r u m e n t e n 

Artikel 10 

Beschränkungen für den Rückkauf der von 
Gegenseitigkeitsgesellschaften, Sparkassen, 

Genossenschaften und ähnlichen Instituten begebenen 
Kapitalinstrumente für die Zwecke des Artikels 29 Absatz 
2 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und des 
Artikels 78 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Ein Institut kann Instrumente des harten Kernkapitals mit 
Rückzahlungsmöglichkeit nur dann begeben, wenn diese Mög­
lichkeit im maßgebenden einzelstaatlichen Recht vorgesehen ist. 

2. Die für ein Institut bestehende Möglichkeit, die Rückzah­
lung nach den für Kapitalinstrumente geltenden Bestimmungen 
des Artikels 29 Absatz 2 Buchstrabe b und des Artikels 78 
Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zu beschränken, 
beinhaltet sowohl das Recht, die Rückzahlung zurückzustellen, 
als auch das Recht, den Rückzahlungsbetrag zu begrenzen. Ge­
mäß Absatz 3 kann das Institut die Rückzahlung auf unbe­
stimmte Zeit zurückstellen bzw. den Rückzahlungsbetrag auf 
unbestimmte Zeit begrenzen. 

3. Der Umfang der nach den Vorschriften für die Instru­
mente vorgesehenen Rückzahlungsbeschränkungen wird von 
dem Institut auf der Grundlage der aufsichtsrechtlichen Lage 
des Instituts zu einem beliebigen Zeitpunkt bestimmt, wobei 
insbesondere, aber nicht ausschließlich, Folgendes berücksichtigt 
wird: 

a) die allgemeine Finanz-, Liquiditäts- und Solvabilitätslage des 
Instituts; 

b) der Betrag des harten Kernkapitals, des zusätzlichen Kern­
kapitals und des Gesamtkapitals im Vergleich zum Gesamt­
risiko, berechnet im Einklang mit den Anforderungen des 
Artikels 92 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013, den spezifischen Eigenmittelanforderungen des 
Artikels 104 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 
2013/36/EU sowie der kombinierten Kapitalpufferanforde­
rung im Sinne des Artikels 128 Nummer 6 jener Richtlinie. 

Artikel 11 

Beschränkungen für den Rückkauf der von 
Gegenseitigkeitsgesellschaften, Sparkassen, 

Genossenschaften und ähnlichen Instituten begebenen 
Kapitalinstrumente für die Zwecke des Artikels 29 Absatz 
2 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und des 
Artikels 78 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Die in den Vertragsbestimmungen oder Rechtsvorschriften 
für die Instrumente vorgesehenen Rückzahlungsbeschränkungen 
hindern die zuständige Behörde nicht daran, die Rückzahlungen 
für die Instrumente auf einer geeigneten Grundlage im Einklang 
mit Artikel 78 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 noch weiter 
zu beschränken.
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2. Die zuständigen Behörden bewerten die Grundlagen, auf 
die sich die in den Vertragsbestimmungen und Rechtsvorschrif­
ten für das betreffende Instrument vorgesehenen Rückzahlungs­
beschränkungen stützen. Sind diese Grundlagen ihrer Einschät­
zung nach nicht angemessen, verlangen die Behörden von den 
Instituten eine Änderung der betreffenden Vertragsbestimmun­
gen. Unterliegen die Instrumente in Ermangelung von Vertrags­
bestimmungen dem einzelstaatlichen Recht, können die Instru­
mente dem harten Kernkapital nur dann zugerechnet werden, 
wenn die einschlägigen Rechtsvorschriften es dem Institut er­
möglichen, die Rückzahlung im Einklang mit Artikel 10 Ab­
sätze 1 bis 3 zu beschränken. 

3. Ein Beschluss über die Beschränkung der Rückzahlung 
wird intern dokumentiert und der zuständigen Behörde von 
dem Institut schriftlich mitgeteilt unter Angabe der Gründe, 
aus denen im Hinblick auf die in Absatz 3 genannten Kriterien 
eine Rückzahlung teilweise oder in Gänze verweigert oder zu­
rückgestellt wird. 

4. Werden im selben Zeitraum mehrere Beschlüsse zur Be­
grenzung von Rückzahlungen gefasst, können die betreffenden 
Institute diese Beschlüsse in einem einzigen Dokumentensatz 
festhalten. 

ABSCHNITT 2 

Aufsichtliche Korrekturposten 

Artikel 12 

Konzept des Veräußerungsgewinns für die Zwecke des 
Artikels 32 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 

Nr. 575/2013 

1. Das Konzept des Veräußerungsgewinns gemäß Artikel 32 
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 be­
inhaltet alle für das Institut erfassten Veräußerungsgewinne, die 
als Anstieg eines beliebigen Eigenmittelbestandteils verbucht 
werden und im Zusammenhang mit künftigen Margenerträgen 
aus dem Verkauf verbriefter Aktiva stehen, wenn diese aufgrund 
einer Verbriefung aus der Bilanz herausgenommen werden. 

2. Der erfasste Veräußerungsgewinn wird als Differenz zwi­
schen den unter den folgenden Buchstaben a und b genannten 
Werten gemäß der Abgrenzung des geltenden Rechnungs­
legungsrahmens ermittelt: 

a) Nettowert der empfangenen Vermögenswerte, einschließlich 
etwaiger neu hinzugekommener Vermögenswerte und ab­
züglich aller sonstigen hingegebenen Vermögenswerte oder 
übernommenen neuen Verbindlichkeiten; 

b) Buchwert der verbrieften Vermögenswerte oder des aus­
gebuchten Teils. 

3. Der erfasste Veräußerungsgewinn im Zusammenhang mit 
künftigen Margenerträgen bezieht sich in diesem Kontext auf 
den erwarteten künftigen „Zinsüberschuss“ im Sinne des Artikels 
242 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013. 

ABSCHNITT 3 

Abzüge von Posten des harten Kernkapitals 

Artikel 13 

Abzug von Verlusten des laufenden Geschäftsjahres für die 
Zwecke des Artikels 36 Absatz 1 Buchstabe a der 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Für die Berechnung seines harten Kernkapitals im laufen­
den Jahr erstellt das Institut — unabhängig davon, ob es am 

Ende jeder Zwischenberichtsperiode einen Abschluss vornimmt 
— eine Gewinn- und Verlustrechnung und zieht etwaige Ver­
luste von Posten des harten Kernkapitals ab. 

2. Zur Erstellung der Gewinn- und Verlustrechnung eines 
Instituts im Einklang mit Absatz 1 werden Erträge und Auf­
wendungen nach derselben Methode und auf der Grundlage 
derselben Rechnungslegungsstandards festgestellt wie im Jahres­
endbericht. Erträge und Aufwendungen werden vorsichtig ge­
schätzt und der Zwischenberichtsperiode, in der sie angefallen 
sind, zugerechnet, so dass auf jede Zwischenberichtsperiode ein 
angemessener Anteil der erwarteten jährlichen Erträge und Auf­
wendungen entfällt. Wesentliche und nicht wiederkehrende Er­
eignisse sind sofort und in voller Höhe in der Zwischenberichts­
periode, in der sie anfallen, zu berücksichtigen. 

3. Wurden Verluste des laufenden Geschäftsjahres bereits in­
folge eines Zwischen- oder Jahresendberichts bei Posten des 
harten Kernkapitals berücksichtigt, ist ein Abzug nicht erforder­
lich. Für die Zwecke dieses Artikels bedeutet der Begriff „Be­
richt“, dass nach Erstellung des Zwischenabschlusses oder des 
Jahresabschlusses — im Einklang mit dem Rechnungslegungs­
rahmen, dem das Institut gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
1606/2002 betreffend die Anwendung internationaler Rech­
nungslegungsstandards und der Richtlinie 86/635/EWG des Ra­
tes ( 1 ) über den Jahresabschluss und den konsolidierten Ab­
schluss von Banken und anderen Finanzinstituten unterliegt 
— Gewinne und Verluste ermittelt wurden. 

4. Die Absätze 1 bis 3 gelten in gleicher Weise für die im 
kumulierten sonstigen Ergebnis enthaltenen Gewinne und Ver­
luste. 

Artikel 14 

Abzug der von der künftigen Rentabilität abhängigen 
latenten Steueransprüche für die Zwecke des Artikels 36 
Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Der Abzug der von der künftigen Rentabilität abhängigen 
latenten Steueransprüche gemäß Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe 
c der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 wird nach den Absätzen 2 
und 3 vorgenommen. 

2. Die Aufrechnung von latenten Steueransprüchen und ver­
bundenen latenten Steuerschulden wird für jedes Steuersubjekt 
getrennt vorgenommen. Die verbundenen latenten Steuerschul­
den beschränken sich auf diejenigen Schulden, die aufgrund des 
Steuerrechts derselben Rechtsordnung entstehen wie die latenten 
Steueransprüche. Im Hinblick auf die Berechnung der latenten 
Steueransprüche und Steuerschulden auf konsolidierter Ebene 
umfasst ein Steuersubjekt alle Rechtspersonen, die nach dem 
maßgebenden einzelstaatlichen Recht steuertechnisch demselben 
Konzern bzw. derselben Organschaft angehören oder Gegen­
stand einer steuerlichen Konsolidierung bzw. einer Steuererklä­
rung sind.
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3. Der Betrag der verbundenen latenten Steuerschulden, die 
gegen die von der künftigen Rentabilität abhängigen Steuer­
ansprüche aufgerechnet werden können, entspricht der Diffe­
renz zwischen dem unter Buchstabe a genannten Betrag und 
dem unter Buchstabe b genannten Betrag: 

a) Betrag der nach dem geltenden Rechnungslegungsrahmen 
erfassten latenten Steuerschulden; 

b) Betrag der verbundenen latenten Steuerschulden aus imma­
teriellen Vermögenswerten und Vermögenswerten aus Pensi­
onsfonds mit Leistungszusage. 

Artikel 15 

Abzug der Vermögenswerte aus Pensionsfonds mit 
Leistungszusage für die Zwecke des Artikels 36 Absatz 1 
Buchstabe e der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und des 
Artikels 41 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 

575/2013 

1. Die zuständige Behörde gewährt die vorherige Genehmi­
gung gemäß Artikel 41 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 nur dann, wenn die Möglichkeit der unein­
geschränkten Nutzung der betreffenden Vermögenswerte aus 
Pensionsfonds mit Leistungszusage mit einem sofortigen und 
ungehinderten Zugang zu den Vermögenswerten einhergeht, 
wie es der Fall ist, wenn die Nutzung der Vermögenswerte 
keinerlei Beschränkungen unterliegt und keinerlei Ansprüche 
Dritter auf diese Vermögenswerte bestehen. 

2. Ein ungehinderter Zugang zu den Vermögenswerten 
dürfte gegeben sein, wenn das Institut nicht jedes Mal, wenn 
es auf Überschüsse des Versorgungsplans zugreifen will, eine 
spezielle Genehmigung des Pensionsfondsverwalters oder der 
Leistungsempfänger einholen muss. 

Artikel 16 

Abzug der vorhersehbaren steuerlichen Belastung für die 
Zwecke des Artikels 36 Absatz 1 Buchstabe l und 
Artikel 56 Buchstabe f der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Sofern das Institut einen Rechnungslegungsrahmen und 
Rechnungslegungsmethoden anwendet, die eine volle Erfassung 
der aktuellen und latenten Steuerschulden im Zusammenhang 
mit Transaktionen und anderen in der Bilanz oder der Gewinn- 
und Verlustrechnung ausgewiesenen Ereignissen vorsieht, kann 
das Institut davon ausgehen, dass die vorhersehbaren Steuer­
ansprüche bereits berücksichtigt sind. Die zuständige Behörde 
kann davon ausgehen, dass alle erforderlichen Abzüge vor­
genommen wurden, sei es nach den geltenden Rechnungs­
legungsstandards oder aufgrund anderer Anpassungen. 

2. Berechnet das Institut sein hartes Kernkapital auf der 
Grundlage des gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 er­
stellten Abschlusses, gilt die in Absatz 1 genannte Bedingung als 
erfüllt. 

3. Ist die in Absatz 1 genannte Bedingung nicht erfüllt, ver­
ringert das Institut die Posten seines harten Kernkapitals um den 
geschätzten Betrag der noch nicht in der Bilanz und der Ge­
winn- und Verlustrechnung erfassten aktuellen und latenten 
Steueransprüche im Zusammenhang mit Transaktionen und an­
deren in der Bilanz oder der Gewinn- und Verlustrechnung 
ausgewiesenen Ereignissen. Der geschätzte Betrag der aktuellen 

und latenten Steueransprüche wird unter Zugrundelegung eines 
Ansatzes bestimmt, der dem in der Verordnung (EG) Nr. 
1606/2002 vorgesehenen Ansatz entspricht. Der geschätzte Be­
trag der latenten Steuerschulden kann nicht gegen latente Steu­
eransprüche aufgerechnet werden, die nicht im Jahresabschluss 
erfasst sind. 

ABSCHNITT 4 

Sonstige Abzüge bei Posten des harten Kernkapitals, des 
zusätzlichen Kernkapitals und des Ergänzungskapitals 

Artikel 17 

Sonstige Abzüge für Kapitalinstrumente von 
Finanzinstituten für die Zwecke des Artikels 36 Absatz 3 

der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Positionen in Kapitalinstrumenten von Finanzinstituten im 
Sinne der Definition des Artikels 4 Absatz 26 der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 werden nach folgenden Berechnungen in 
Abzug gebracht: 

a) Von Posten des harten Kernkapitals abgezogen werden alle 
Instrumente, die nach dem auf das emittierende Finanzinsti­
tut anwendbaren Gesellschaftsrecht als Eigenkapital gelten 
und, sofern das Finanzinstitut Solvabilitätsanforderungen un­
terliegt, in unbegrenzter Höhe der höchsten Qualitätskatego­
rie vorgeschriebener Eigenmittel zuzurechnen sind. 

b) Von Posten des harten Kernkapitals abgezogen werden alle 
Instrumente, die nach dem auf den Emittenten anwendbaren 
Gesellschaftsrecht als Eigenkapital gelten und, sofern das Fi­
nanzinstitut keinen Solvabilitätsanforderungen unterliegt, 
zeitlich unbefristet sind, bei Auftreten von Verlusten den 
ersten und proportional größten Anteil tragen, bei Insolvenz 
und Liquidation nachrangig gegenüber allen anderen An­
sprüchen sind und im Hinblick auf Ausschüttungen nicht 
in den Genuss einer Vorzugsbehandlung oder einer Vor­
abfestlegung kommen. 

c) Etwaige nachrangige Instrumente, die Verluste bei einem be­
stehenden Unternehmen absorbieren, unter anderem durch 
den Ermessensspielraum zur Streichung von Kuponzahlun­
gen, werden von Posten des zusätzlichen Kernkapitals abge­
zogen. Übersteigt der Betrag dieser nachrangigen Instru­
mente den Betrag des zusätzlichen Kernkapitals, wird der 
überschüssige Betrag vom harten Kernkapital abgezogen. 

d) Sonstige nachrangige Instrumente werden von Posten des 
Ergänzungskapitals abgezogen. Übersteigt der Betrag dieser 
nachrangigen Instrumente den Betrag des Ergänzungskapi­
tals, wird der überschüssige Betrag von Posten des zusätzli­
chen Kernkapitals abgezogen. Reicht der Betrag des zusätz­
lichen Kernkapitals nicht aus, wird der verbleibende über­
schüssige Betrag von Posten des harten Kernkapitals abge­
zogen. 

e) Etwaige andere Instrumente, die nach dem anwendbaren 
Aufsichtsrahmen den Eigenmitteln des Finanzinstituts zuge­
rechnet werden, sowie etwaige andere Instrumente, für die 
das Institut nicht nachweisen kann, dass die unter den Buch­
staben a, b, c oder d genannten Bedingungen erfüllt sind, 
werden von Posten des harten Kernkapitals abgezogen.
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2. In den in Absatz 3 genannten Fällen wenden die Institute 
die Abzüge so an, wie dies in der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 für Positionen in Kapitalinstrumenten vorgesehen 
ist, wobei ein Ansatz des korrespondierenden Abzugs zugrunde 
gelegt wird. Für die Zwecke dieses Absatzes ist darunter ein 
Ansatz zu verstehen, bei dem der Abzug auf denselben Eigen­
mittelbestandteil angewandt wird, dem das Kapitalinstrument 
zugerechnet würde, wenn es vom Institut selbst begeben wor­
den wäre. 

3. Die in Absatz 1 genannten Abzüge finden in folgenden 
Fällen keine Anwendung: 

a) wenn das Finanzinstitut von einer zuständigen Behörde zu­
gelassen wurde und beaufsichtigt wird und aufsichtsrecht­
lichen Anforderungen unterliegt, die den nach der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 für Institute geltenden Anforderun­
gen gleichwertig sind; dieser Ansatz wird auf Finanzinstitute 
aus Drittländern nur dann angewandt, wenn eine Bewertung 
der Gleichwertigkeit der Aufsichtsregelung des betreffenden 
Drittlands nach jener Verordnung vorgenommen wurde und 
zu dem Schluss geführt hat, dass die Aufsichtsregelung des 
Drittlands der in der Union geltenden Regelung mindestens 
gleichwertig ist; 

b) wenn es sich bei dem Finanzinstitut um ein E-Geld-Institut 
im Sinne des Artikels 2 der Richtlinie 2009/110/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) handelt, für das 
nicht die in Artikel 9 jener Richtlinie vorgesehenen Ausnah­
memöglichkeiten in Anspruch genommen werden; 

c) wenn es sich bei dem Finanzinstitut um ein Zahlungsinstitut 
im Sinne des Artikels 4 der Richtlinie 2007/64/EG des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates ( 2 ) handelt, das nicht in 
den Genuss der Ausnahmeregelung nach Artikel 26 jener 
Richtlinie kommt; 

d) wenn es sich bei dem Finanzinstitut um einen Verwalter 
alternativer Investmentfonds im Sinne des Artikels 4 der 
Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates ( 3 ) oder um eine Verwaltungsgesellschaft im Sinne 
des Artikels 2 Absatz 1 der Richtlinie 2009/65/EG des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates ( 4 ) handelt. 

Artikel 18 

Kapitalinstrumente von Drittland- 
Versicherungsunternehmen und 

-Rückversicherungsunternehmen für die Zwecke des 
Artikels 36 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Positionen in Kapitalinstrumenten von Drittland-Versiche­
rungsunternehmen und -Rückversicherungsunternehmen, die ei­
ner Solvabilitätsregelung unterliegen, welche entweder im Rah­
men des in Artikel 227 der Richtlinie 2009/138/EG festgelegten 
Verfahrens als der in Titel I Kapitel VI jener Richtlinie nicht 
gleichwertig bewertet oder gar nicht bewertet wurde, werden 
wie folgt in Abzug gebracht: 

a) Von Posten des harten Kernkapitals abgezogen werden alle 
Instrumente, die nach dem auf die emittierenden Drittland- 
Versicherungsunternehmen und -Rückversicherungsunterneh­
men anwendbaren Gesellschaftsrecht als Eigenkapital gelten 
und nach der einschlägigen Drittlandsregelung in unbegrenz­
ter Höhe der höchsten Qualitätskategorie vorgeschriebener 
Eigenmittel zuzurechnen sind. 

b) Etwaige nachrangige Instrumente, die Verluste bei einem be­
stehenden Unternehmen absorbieren, unter anderem durch 
den Ermessensspielraum zur Streichung von Kuponzahlun­
gen, werden von Posten des zusätzlichen Kernkapitals abge­
zogen. Übersteigt der Betrag dieser nachrangigen Instru­
mente den Betrag des zusätzlichen Kernkapitals, wird der 
überschüssige Betrag von Posten des harten Kernkapitals ab­
gezogen. 

c) Sonstige nachrangige Instrumente werden von Posten des 
Ergänzungskapitals abgezogen. Übersteigt der Betrag dieser 
nachrangigen Instrumente den Betrag des Ergänzungskapi­
tals, wird der überschüssige Betrag von Posten des zusätzli­
chen Kernkapitals abgezogen. Übersteigt dieser überschüssige 
Betrag den Betrag des zusätzlichen Kernkapitals, wird der 
verbleibende überschüssige Betrag von Posten des harten 
Kernkapitals abgezogen. 

d) Bei Drittland-Versicherungsunternehmen und -Rückversiche­
rungsunternehmen, für die aufsichtsrechtliche Solvabilitäts­
anforderungen gelten, werden etwaige andere Instrumente, 
die nach der anwendbaren Solvabilitätsregelung den Eigen­
mitteln des Drittland-Versicherungsunternehmens oder 
-Rückversicherungsunternehmens zuzurechnen sind, sowie 
etwaige andere Instrumente, für die das Institut nicht nach­
weisen kann, dass eine der unter den Buchstaben a, b und c 
genannten Bedingungen erfüllt ist, von Posten des harten 
Kernkapitals abgezogen. 

2. Wurde die Solvabilitätsregelung des Drittlands, einschließ­
lich Eigenmittelvorschriften, im Rahmen des in Artikel 227 der 
Richtlinie 2009/138/EG festgelegten Verfahrens als der in Titel I 
Kapitel VI jener Richtlinie vorgesehenen Regelung gleichwertig 
beurteilt, werden Positionen in Kapitalinstrumenten der Dritt­
land-Versicherungsunternehmen oder -Rückversicherungsunter­
nehmen wie Positionen in Kapitalinstrumenten von Versiche­
rungs- und Rückversicherungsunternehmen behandelt, die ge­
mäß Artikel 14 der Richtlinie 2009/138/EG zugelassen sind. 

3. In den in Absatz 2 dieses Artikels genannten Fällen neh­
men die Institute für Eigenmittelpositionen in Versicherungspro­
dukten gegebenenfalls die in Artikel 44 Buchstabe b, Artikel 58 
Buchstabe b und Artikel 68 Buchstabe b der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 vorgesehenen Abzüge vor.
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Artikel 19 

Kapitalinstrumente von Unternehmen, die vom 
Anwendungsbereich der Richtlinie 2009/138/EG 

ausgenommen sind, für die Zwecke des Artikels 36 Absatz 
3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

Positionen in Kapitalinstrumenten, die im Einklang mit Artikel 4 
der Richtlinie 2009/138/EG von deren Anwendungsbereich aus­
genommen sind, werden wie folgt in Abzug gebracht: 

a) Von Posten des harten Kernkapitals abgezogen werden alle 
Instrumente, die nach dem auf das emittierende Unterneh­
men anwendbaren Gesellschaftsrecht als Eigenkapital gelten 
und in unbegrenzter Höhe der höchsten Qualitätskategorie 
vorgeschriebener Eigenmittel zuzurechnen sind. 

b) Etwaige nachrangige Instrumente, die Verluste bei einem be­
stehenden Unternehmen absorbieren, unter anderem durch 
den Ermessensspielraum zur Streichung von Kuponzahlun­
gen, werden von Posten des zusätzlichen Kernkapitals abge­
zogen. Übersteigt der Betrag dieser nachrangigen Instru­
mente den Betrag des zusätzlichen Kernkapitals, wird der 
überschüssige Betrag von Posten des harten Kernkapitals ab­
gezogen. 

c) Sonstige nachrangige Instrumente werden von Posten des 
Ergänzungskapitals abgezogen. Übersteigt der Betrag dieser 
nachrangigen Instrumente den Betrag des Ergänzungskapi­
tals, wird der überschüssige Betrag von Posten des zusätzli­
chen Kernkapitals abgezogen. Übersteigt dieser Betrag den 
Betrag des zusätzlichen Kernkapitals, wird der verbleibende 
überschüssige Betrag von Posten des harten Kernkapitals ab­
gezogen. 

d) Etwaige andere Instrumente, die nach der anwendbaren Sol­
vabilitätsregelung den Eigenmitteln des Unternehmens zu­
zurechnen sind, sowie etwaige andere Instrumente, für die 
das Institut nicht nachweisen kann, dass eine der unter den 
Buchstaben a, b und c genannten Bedingungen erfüllt ist, 
werden vom harten Kernkapital abgezogen. 

KAPITEL III 

ZUSÄTZLICHES KERNKAPITAL 

ABSCHNITT 1 

Form und Art von Tilgungsanreizen 

Artikel 20 

Form und Art von Tilgungsanreizen für die Zwecke des 
Artikels 52 Absatz 1 Buchstabe g und des Artikels 63 

Buchstabe h der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Tilgungsanreize sind alle Merkmale, die zum Ausgabezeit­
punkt die Erwartung einer Rückzahlung des Kapitalinstruments 
erzeugen. 

2. Anreize nach Absatz 1 können unter anderem folgende 
Formen annehmen: 

a) Kaufoption in Verbindung mit einer Erhöhung des Kredit- 
Spreads des Instruments für den Fall, dass die Option nicht 
ausgeübt wird; 

b) Kaufoption in Verbindung mit einer Verpflichtung oder einer 
Anlegeroption, das Instrument in ein Instrument des harten 
Kernkapitals umzuwandeln für den Fall, dass die Option 
nicht ausgeübt wird; 

c) Kaufoption in Verbindung mit einer Änderung des Referenz­
zinssatzes, wenn der Kredit-Spread auf den zweiten Refe­
renzzinssatz höher ist als der ursprünglich zu zahlende 
Satz abzüglich des Swap-Satzes; 

d) Kaufoption in Verbindung mit einer Erhöhung des künftigen 
Rückzahlungsbetrags; 

e) Wiedervermarktungsoption in Verbindung mit einer Erhö­
hung des Kredit-Spreads des Instruments oder einer Ände­
rung des Referenzzinssatzes, wenn der Kredit-Spread auf den 
zweiten Referenzzinssatz höher ist als der ursprünglich zu 
zahlende Satz abzüglich des Swap-Satzes, sofern das Instru­
ment nicht wiedervermarktet wird; 

f) Vermarktung des Instruments in einer Weise, die für die 
Anleger den Schluss nahelegt, dass das Instrument gekündigt 
werden wird. 

ABSCHNITT 2 

Umwandlung oder Herabschreibung des Kapitalbetrags 

Artikel 21 

Art der Wiederzuschreibung des Kapitalbetrags nach einer 
Herabschreibung für die Zwecke des Artikels 52 Absatz 1 
Buchstabe n und Absatz 2 Buchstabe c Ziffer ii der 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Die Herabschreibung des Kapitalbetrags erfolgt anteilig für 
alle Inhaber von Instrumenten des zusätzlichen Kernkapitals, bei 
denen ein ähnlicher Herabschreibungsmechanismus und das­
selbe Auslöseniveau vorgesehen sind. 

2. Damit die Herabschreibung als befristet angesehen werden 
kann, müssen alle nachstehenden Bedingungen erfüllt sein: 

a) Etwaige nach einer Herabschreibung vorzunehmende Aus­
schüttungen basieren auf dem reduzierten Kapitalbetrag. 

b) Wiederzuschreibungen basieren auf Gewinnen, die nach dem 
förmlichen Beschluss des Instituts zur Feststellung des 
Schlussergebnisses erzielt wurden. 

c) Eine Wiederzuschreibung des Instruments bzw. eine Auszah­
lung von Kupons auf den reduzierten Kapitalbetrag erfolgt 
nach alleinigem Ermessen des Instituts nach Maßgabe der 
sich aus den Buchstaben d bis f ergebenden Zwänge, und 
für das Institut besteht keinerlei Verpflichtung, unter be­
stimmten Umständen eine Wiederzuschreibung vorzuneh­
men oder zu beschleunigen. 

d) Eine Wiederzuschreibung erfolgt anteilig für ähnliche Instru­
mente des zusätzlichen Kernkapitals, die Gegenstand einer 
Herabschreibung waren. 

e) Der maximale Betrag, der der Summe aus der Wieder­
zuschreibung des Instruments und der Kuponauszahlungen 
auf den reduzierten Kapitalbetrag zugewiesen werden kann, 
entspricht dem Gewinn des Instituts, multipliziert mit dem 
Betrag, der sich bei Division des unter Nummer 1 genannten 
Betrags durch den unter Nummer 2 genannten Betrag ergibt: 

1. Summe des nominalen Betrags aller Instrumente des zu­
sätzlichen Kernkapitals des Instituts, die Gegenstand einer 
Herabschreibung waren, vor dem Zeitpunkt der Herab­
schreibung; 

2. Gesamtheit des harten Kernkapitals des Instituts.
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f) Die Summe aller Wiederzuschreibungsbeträge und Kupon­
auszahlungen auf den reduzierten Kapitalbetrag wird wie 
eine Zahlung behandelt, die eine Reduzierung des harten 
Kernkapitals bewirkt, und unterliegt ebenso wie andere Aus­
schüttungen auf Instrumente des harten Kernkapitals den für 
den ausschüttungsfähigen Höchstbetrag geltenden Beschrän­
kungen gemäß Artikel 141 Absatz 2 der Richtlinie 
2013/36/EU in der Umsetzung in nationales Recht. 

3. Die Berechnung für die Zwecke des Absatzes 2 Buchstabe 
e erfolgt zum Zeitpunkt der Wiederzuschreibung. 

Artikel 22 

Verfahren und Zeitplan für die Feststellung eines 
Auslöseereignisses für die Zwecke des Artikels 52 Absatz 

1 Buchstabe n der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Stellt das Institut fest, dass die Quote des harten Kern­
kapitals unter das Niveau gesunken ist, bei dem auf den An­
wendungsebenen gemäß Teil 1 Titel II der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 eine Umwandlung oder Herabschreibung des Instru­
ments erforderlich wird, stellt das Leitungsorgan oder ein ande­
res zuständiges Gremium des Instituts unverzüglich fest, dass 
ein Auslöseereignis eingetreten ist und dass eine unwiderrufliche 
Verpflichtung zur Herabschreibung oder Umwandlung des In­
struments besteht. 

2. Der herabzuschreibende oder umzuwandelnde Betrag wird 
so bald wie möglich bestimmt, spätestens aber innerhalb eines 
Monats ab dem Zeitpunkt, zu dem der Eintritt des Auslösee­
reignisses gemäß Absatz 1 festgestellt wurde. 

3. Die zuständige Behörde kann verlangen, dass der in Ab­
satz 2 genannte maximale Zeitraum von einem Monat verkürzt 
wird, wenn ihrer Einschätzung nach hinreichende Sicherheit 
bezüglich des umzuwandelnden oder herabzuschreibenden Be­
trags besteht oder eine unverzügliche Umwandlung oder Herab­
schreibung erforderlich ist. 

4. Ist nach den für das Instrument des zusätzlichen Kern­
kapitals geltenden Vorschriften eine unabhängige Überprüfung 
des herabzuschreibenden oder umzuwandelnden Betrags erfor­
derlich oder verlangt die zuständige Behörde eine unabhängige 
Überprüfung zum Zwecke der Festsetzung des herabzuschrei­
benden oder umzuwandelnden Betrags, sorgt das Leitungsorgan 
oder ein anderes zuständiges Gremium des Instituts dafür, dass 
dies unverzüglich geschieht. Die unabhängige Überprüfung hat 
so zeitnah wie möglich zu erfolgen und darf das Institut nicht 
darin behindern, das betreffende Instrument des zusätzlichen 
Kernkapitals herabzuschreiben oder umzuwandeln und den An­
forderungen der Absätze 2 und 3 zu genügen. 

ABSCHNITT 3 

Merkmale von Instrumenten, die eine Rekapitalisierung 
behindern könnten 

Artikel 23 

Merkmale von Instrumenten, die im Sinne des Artikels 52 
Absatz 1 Buchstabe o der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

eine Rekapitalisierung behindern könnten 

Zu den Merkmalen, die die Rekapitalisierung eines Instituts be­
hindern könnten, zählen Vorschriften, die von dem Institut 

verlangen, bei Ausgabe eines neuen Kapitalinstruments die In­
haber bestehender Kapitalinstrumente zu entschädigen. 

ABSCHNITT 4 

Nutzung von Zweckgesellschaften für die indirekte Ausgabe 
von Eigenmittelinstrumenten 

Artikel 24 

Nutzung von Zweckgesellschaften für die indirekte 
Ausgabe von Eigenmittelinstrumenten für die Zwecke des 
Artikels 52 Absatz 1 Buchstabe p und des Artikels 63 

Buchstabe n der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Begibt das Institut oder ein in die Konsolidierung einbezo­
genes Unternehmen gemäß Teil 1 Titel II Kapitel 2 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013 ein Kapitalinstrument, das von 
einer Zweckgesellschaft gezeichnet wird, wird dieses Kapital­
instrument auf der Ebene des Instituts oder des betreffenden 
Unternehmens als Eigenkapital einer Qualität erfasst, die nicht 
höher ist als die niedrigste Qualität der von der Zweckgesell­
schaft aufgenommenen oder von ihr an Dritte ausgegebenen 
Kapitalinstrumente. Diese Anforderung gilt auf konsolidierter 
Ebene, auf teilkonsolidierter Ebene und auf der Einzelebene 
der Anwendung der Aufsichtsanforderungen. 

2. Die Rechte der Inhaber der von einer Zweckgesellschaft 
begebenen Instrumente gehen nicht über die Rechte hinaus, die 
sie beanspruchen könnten, wenn das Instrument direkt von dem 
Institut oder einem in die Konsolidierung einbezogenen Unter­
nehmen gemäß Teil 1 Titel II Kapitel 2 der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 begeben worden wäre. 

KAPITEL IV 

ALLGEMEINE ANFORDERUNGEN 

ABSCHNITT 1 

Indirekte Positionen aus dem Halten von Indexpapieren 

Artikel 25 

Erforderlicher Konservativitätsgrad von Schätzungen als 
Alternative zur Berechnung der zugrunde liegenden 
Risikopositionen für die Zwecke des Artikels 76 Absatz 

2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Eine Schätzung ist ausreichend konservativ, wenn eine der 
folgenden Bedingungen erfüllt ist: 

a) Sieht das Anlagemandat des Index vor, dass der Anteil, den 
ein Kapitalinstrument eines dem Index angehörenden Unter­
nehmens des Finanzsektors an diesem Index hat, einen be­
stimmten maximalen Prozentsatz nicht übersteigen darf, legt 
das Institut diesen Prozentsatz als Schätzwert der Positionen 
zugrunde, der gegebenenfalls gemäß Artikel 17 Absatz 2 
vom harten Kernkapital, vom zusätzlichen Kernkapital oder 
vom Ergänzungskapital und in Situationen, in denen das 
Institut die Art der gehaltenen Positionen nicht genau be­
stimmen kann, vom harten Kernkapital abgezogen wird.
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b) Ist ein Institut nicht in der Lage, den maximalen Prozentsatz 
gemäß Buchstabe a zu bestimmen, und umfasst der Index 
aufgrund seines Anlagemandats oder anderer einschlägiger 
Informationen Kapitalinstrumente von Unternehmen des Fi­
nanzsektors, zieht das Institut gemäß Artikel 17 Absatz 2 
gegebenenfalls den vollen Betrag der Indexpositionen von 
seinem harten Kernkapital, zusätzlichen Kernkapital oder Er­
gänzungskapital und in Situationen, in denen das Institut die 
Art der gehaltenen Positionen nicht genau bestimmen kann, 
vom harten Kernkapital ab. 

2. Für die Zwecke des Absatzes 1 gilt Folgendes: 

a) Eine indirekte Position aus dem Halten von Indexpapieren 
umfasst den Anteil des Index, der in Instrumenten des harten 
Kernkapitals, des zusätzlichen Kernkapitals und des Ergän­
zungskapitals der in dem Index enthaltenen Unternehmen 
des Finanzsektors investiert ist. 

b) Für die Zwecke dieses Artikels enthält ein Index unter ande­
rem — aber nicht ausschließlich — Indexfonds, Aktien- oder 
Anleiheindizes oder andere Konstrukte, bei denen das zu­
grunde liegende Instrument ein von einem Unternehmen 
des Finanzsektors begebenes Kapitalinstrument ist. 

Artikel 26 

Bedeutung des Ausdrucks „mit hohem betrieblichem 
Aufwand verbunden“ in Artikel 76 Absatz 3 der 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Für die Zwecke des Artikels 76 Absatz 3 der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 bezieht sich der Ausdruck „mit hohem be­
trieblichen Aufwand verbunden“ auf Situationen, in denen ein 
Transparenzansatz in Bezug auf Kapitalbeteiligungen an Unter­
nehmen des Finanzsektors auf regelmäßiger Basis nach Einschät­
zung der zuständigen Behörden nicht gerechtfertigt ist. Bei ihrer 
Bewertung der Art der mit hohem betrieblichen Aufwand ver­
bundenen Situationen tragen die zuständigen Behörden der ge­
ringen Bedeutung und der kurzen Haltedauer solcher Positionen 
Rechnung. Bei einer kurzen Haltedauer ist vom Institut der 
Nachweis einer hohen Liquidität des Index zu erbringen. 

2. Für die Zwecke des Absatzes 1 gilt eine Position nur dann 
als Position von geringer Bedeutung, wenn alle nachstehenden 
Bedingungen erfüllt sind: 

a) Das vor einer Prüfung nach dem Transparenzansatz ermit­
telte individuelle Nettorisiko aus Indexpositionen beträgt 
höchstens 2 % der Posten des harten Kernkapitals, berechnet 
gemäß Artikel 46 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013. 

b) Das vor einer Prüfung nach dem Transparenzansatz ermit­
telte aggregierte Nettorisiko aus Indexpositionen beträgt 
höchstens 5 % der Posten des harten Kernkapitals, berechnet 
gemäß Artikel 46 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013. 

c) Die vor einer Prüfung nach dem Transparenzansatz ermit­
telte Summe des aggregierten Nettorisikos aus Indexpositio­
nen und etwaiger anderer gemäß Artikel 36 Absatz 1 Buch­
stabe h der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in Abzug zu 
bringender Positionen beträgt höchstens 10 % der Posten 
des harten Kernkapitals, berechnet gemäß Artikel 46 Absatz 
1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013. 

ABSCHNITT 2 

Genehmigung der Aufsichtsbehörden zur Verringerung der 
Eigenmittel 

Artikel 27 

Bedeutung des Ausdrucks „im Hinblick auf die 
Ertragsmöglichkeiten des Instituts nachhaltig“ für die 
Zwecke des Artikels 78 Absatz 1 Buchstabe a der 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

„Im Hinblick auf die Ertragsmöglichkeiten des Instituts nach­
haltig“ im Sinne des Artikels 78 Absatz 1 Buchstabe a der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 bedeutet, dass nach Einschät­
zung der zuständigen Behörde die Rentabilität des Instituts zum 
betreffenden Zeitpunkt und in absehbarer Zeit solide bleiben 
bzw. sich nicht negativ verändern wird, wenn die Instrumente 
durch Eigenmittelinstrumente gleicher oder höherer Qualität er­
setzt wurden. Bei ihrer Bewertung berücksichtigt die zuständige 
Behörde die Rentabilität des Instituts in Stresssituationen. 

Artikel 28 

Verfahrens- und Datenanforderungen für den Antrag eines 
Instituts auf Rückzahlung, Verringerung oder Rückkauf für 
die Zwecke des Artikels 77 der Verordnung (EU) Nr. 

575/2013 

1. Rückzahlung, Verringerung und Rückkauf von Eigenmit­
telinstrumenten werden den Inhabern der Instrumente nicht 
angekündigt, bevor das Institut die vorherige Genehmigung 
der zuständigen Behörde erhalten hat. 

2. Sind mit hinreichender Sicherheit Rückzahlungen, Verrin­
gerungen oder Rückkäufe zu erwarten, nimmt das Institut, so­
bald die vorherige Genehmigung der zuständigen Behörde vor­
liegt, bei seinen jeweiligen Eigenmittelbestandteilen die dem Be­
trag der Rückzahlungen, Verringerungen oder Rückkäufe ent­
sprechenden Abzüge vor, bevor die Rückzahlungen, Verringe­
rungen oder Rückkäufe effektiv stattfinden. Eine hinreichende 
Sicherheit gilt insbesondere dann als gegeben, wenn das Institut 
öffentlich seine Absicht angekündigt hat, ein Eigenmittelinstru­
ment zurückzuzahlen, zu verringern oder zurückzukaufen. 

3. Die Absätze 1 und 2 gelten, soweit relevant, auf konsoli­
dierter Ebene, auf teilkonsolidierter Ebene und auf der Einzel­
ebene der Anwendung der Aufsichtsanforderungen. 

Artikel 29 

Beantragung einer Rückzahlung, einer Verringerung oder 
eines Rückkaufs durch das Institut für die Zwecke des 
Artikels 77 und des Artikels 78 der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 und geeignete Grundlagen für eine Beschränkung 
des Rückkaufs für die Zwecke des Artikel 78 Absatz 3 der 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Bevor ein Institut Instrumente des harten Kernkapitals ver­
ringert oder zurückkauft oder Instrumente des zusätzlichen 
Kernkapitals oder des Ergänzungskapitals kündigt, zurückzahlt 
oder zurückkauft, reicht es bei der zuständigen Behörde einen 
entsprechenden Antrag ein.
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2. Dem Antrag kann ein Plan zu den innerhalb eines be­
grenzten Zeitraums beabsichtigten Handlungen gemäß Arti­
kel 77 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in Bezug auf ver­
schiedene Kapitalinstrumente beigefügt werden. 

3. Im Falle eines Rückkaufs von Instrumenten des harten 
Kernkapitals, des zusätzlichen Kernkapitals oder des Ergän­
zungskapitals für Market-Making-Zwecke können die zuständi­
gen Behörden für Handlungen gemäß Artikel 77 der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 auf der Grundlage der in Artikel 78 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 genannten Kriterien eine 
vorherige Genehmigung für einen bestimmten im Voraus fest­
gelegten Betrag erteilen. 

a) Bei Instrumenten des harten Kernkapitals darf der Betrag den 
niedrigeren der folgenden Beträge nicht übersteigen: 

1. 3 % des Betrags der betreffenden Emission; 

2. 10 % des Betrags, um den das harte Kernkapital die 
Summe aus dem gemäß Artikel 92 der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 vorzuhaltenden harten Kernkapital, 
den spezifischen Eigenmittelanforderungen des Artikels 
104 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2013/36/EU 
sowie der kombinierten Kapitalpufferanforderung im 
Sinne des Artikels 128 Nummer 6 jener Richtlinie über­
steigt. 

b) Bei Instrumenten des zusätzlichen Kernkapitals oder des Er­
gänzungskapitals darf der im Voraus festgelegte Betrag den 
niedrigeren der folgenden Beträge nicht übersteigen: 

1. 10 % des Betrags der betreffenden Emission; 

2. 3 % des Gesamtbetrags der Umlaufinstrumente des zu­
sätzlichen Eigenkapitals oder des Ergänzungskapitals, falls 
anwendbar. 

4. Die zuständigen Behörden können auch vorab die Geneh­
migung erteilen, die in Artikel 77 der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 genannten Handlungen vorzunehmen, wenn die ent­
sprechenden Eigenmittelinstrumente an Beschäftigte des Instituts 
als Bestandteil ihrer Vergütung weitergegeben werden. Institute 
unterrichten die zuständigen Behörden, wenn Eigenmittelinstru­
mente für diese Zwecke erworben werden, und ziehen diese 
Instrumente für den Zeitraum, in dem sie von ihnen gehalten 
werden, im Rahmen eines Ansatzes des korrespondierenden 
Abzugs von den Eigenmitteln ab. Ein Abzug auf der Grundlage 
dieses Ansatzes ist nicht mehr erforderlich, wenn die Aufwen­
dungen im Zusammenhang mit einer Handlung gemäß diesem 
Absatz bereits infolge eines Zwischen- oder Jahresendberichts in 
den Eigenmitteln enthalten sind. 

5. Eine zuständige Behörde kann — im Einklang mit den in 
Artikel 78 der Verordnung Nr. 575/2013 — festgelegten Krite­
rien vorab ihre Genehmigung für eine der in Artikel 77 jener 
Verordnung genannten Handlungen in Höhe eines bestimmten 
im Voraus festgelegten Betrags erteilen, wenn der Betrag an zu 
kündigenden, zurückzuzahlenden oder zurückzukaufenden In­
strumenten im Verhältnis zu dem nach der Kündigung, der 

Rückzahlung oder dem Rückkauf ausstehenden Betrag der ent­
sprechenden Emission nicht wesentlich ist. 

6. Die Absätze 1 bis 5 gelten, soweit relevant, auf konsoli­
dierter Ebene, auf teilkonsolidierter Ebene und auf der Einzel­
ebene der Anwendung der Aufsichtsanforderungen. 

Artikel 30 

Inhalt des vom Institut einzureichenden Antrags für die 
Zwecke des Artikels 77 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Dem Antrag gemäß Artikel 29 ist Folgendes beizufügen: 

a) eine fundierte Darstellung der Gründe für die Vornahme 
einer der in Artikel 29 Absatz 1 genannten Handlungen; 

b) Angaben zu Eigenkapitalanforderungen und Kapitalpuffern 
für einen Zeitraum von mindestens drei Jahren, unter ande­
rem zu Höhe und Zusammensetzung der Eigenmittel vor 
und nach Durchführung der Maßnahme sowie zu den Aus­
wirkungen der Maßnahme auf die aufsichtsrechtlichen An­
forderungen; 

c) Angaben zu den Auswirkungen der Ersetzung eines Kapital­
instruments gemäß Artikel 78 Absatz 1 Buchstabe a der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 auf die Rentabilität des In­
stituts; 

d) eine Bewertung der Risiken, denen das Institut ausgesetzt ist 
bzw. ausgesetzt sein könnte, und Angaben dazu, ob die 
Höhe der Eigenmittel eine angemessene Deckung der ent­
sprechenden Risiken gewährleistet, einschließlich Stresstests 
zu den Hauptrisiken des Eintritts potenzieller Verluste bei 
Zugrundelegung unterschiedlicher Szenarien; 

e) etwaige andere Informationen, die von der zuständigen Be­
hörde für erforderlich erachtet werden, um zu prüfen, inwie­
weit es angezeigt ist, eine Genehmigung nach Artikel 78 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zu erteilen. 

2. Die zuständige Behörde kann von der Vorlage einiger der 
in Absatz 2 genannten Informationen absehen, wenn sie sich 
davon überzeugt hat, dass ihr die betreffenden Informationen 
bereits vorliegen. 

3. Die Absätze 1 und 2 gelten, soweit relevant, auf konsoli­
dierter Ebene, auf teilkonsolidierter Ebene und auf der Einzel­
ebene der Anwendung der Aufsichtsanforderungen. 

Artikel 31 

Zeitpunkt der Antragseinreichung durch das Institut und 
Bearbeitung des Antrags durch die zuständige Behörde für 
die Zwecke des Artikels 77 der Verordnung (EU) Nr. 

575/2013 

1. Das Institut übermittelt der zuständigen Behörde mindes­
tens drei Monate, bevor den Inhabern der Instrumente eine der 
in Artikel 77 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 genannten 
Handlungen angekündigt wird, einen vollständigen Antrag so­
wie die in den Artikeln 29 und 30 genannten Informationen.
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2. Die zuständigen Behörden können Instituten unter außer­
gewöhnlichen Umständen auf Einzelfallbasis gestatten, den An­
trag gemäß Absatz 1 kurzfristiger als unter Einhaltung der Drei­
monatsfrist einzureichen. 

3. Die zuständigen Behörden bearbeiten einen Antrag inner­
halb des in Absatz 1 genannten Zeitraums oder innerhalb des in 
Absatz 2 genannten Zeitraums. Sie berücksichtigen etwaige 
neue Informationen, von denen sie in diesem Zeitraum Kenntnis 
erhalten und die sie für wesentlich erachten. Die zuständigen 
Behörden beginnen mit der Bearbeitung des Antrags erst dann, 
wenn sie sich davon überzeugt haben, dass die gemäß Artikel 28 
beizubringenden Informationen vom Institut übermittelt wur­
den. 

Artikel 32 

Anträge von Gegenseitigkeitsgesellschaften, 
Genossenschaften, Sparkassen oder ähnlichen Instituten auf 
Rückzahlung, Verringerung oder Rückkauf für die Zwecke 

des Artikels 77 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Im Hinblick auf die Rückzahlung von Instrumenten des 
harten Kernkapitals von Gegenseitigkeitsgesellschaften, Genos­
senschaften, Sparkassen und ähnlichen Instituten werden An­
träge gemäß Artikel 29 Absätze 1, 2 und 6 sowie die Informa­
tionen gemäß Artikel 30 Absatz 1 der zuständigen Behörde in 
denselben Intervallen übermittelt wie Rückzahlungen vom zu­
ständigen Gremium des Instituts geprüft werden. 

2. Die zuständigen Behörden können vorab eine Genehmi­
gung für eine der in Artikel 77 der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 genannten Handlungen für einen im Voraus fest­
gelegten Rückkaufsbetrag, abzüglich des Betrags der Zeichnung 
neuer Instrumente des harten Kernkapitals, für einen Zeitraum 
von bis zu einem Jahr erteilen. Der im Voraus festgelegte Betrag 
kann sich auf bis zu 2 % des harten Kernkapitals belaufen, 
sofern sich die Behörden davon überzeugt haben, dass durch 
die betreffenden Handlungen weder die aktuelle noch die künf­
tige Solvabilitätslage des Instituts bedroht wird. 

ABSCHNITT 3 

Befristete Ausnahme vom Abzug von den Eigenmitteln 

Artikel 33 

Befristete Ausnahme vom Abzug von den Eigenmitteln für 
die Zwecke des Artikels 79 Absatz 1 der Verordnung (EU) 

Nr. 575/2013 

1. Eine befristete Ausnahme gilt für eine Dauer, die den im 
Plan für finanzielle Stützungsaktionen vorgesehenen Zeitrahmen 
nicht überschreitet. Die Ausnahme wird für einen Zeitraum von 
maximal fünf Jahren gewährt. 

2. Die Ausnahme gilt ausschließlich für neue Positionen in 
Instrumenten des Unternehmens des Finanzsektors, das Gegen­
stand der finanziellen Stützungsaktion ist. 

3. Mit Blick auf die Gewährung einer befristeten Ausnahme 
vom Abzug von den Eigenmitteln kann eine zuständige Behörde 
davon ausgehen, dass die befristete Position gemäß Artikel 79 
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 im Hinblick auf 
eine finanzielle Stützungsaktion zur Sanierung und Rettung ei­
nes Unternehmens des Finanzsektors gehalten wird, wenn die 

Aktion auf der Grundlage eines Plans durchgeführt wird und 
von der zuständigen Behörde genehmigt wurde und wenn der 
Plan klare Angaben zu den einzelnen Phasen, dem Zeitplan und 
den Zielen sowie zu den Wechselwirkungen zwischen der be­
fristeten Position und der finanziellen Stützungsaktion enthält. 

KAPITEL V 

MINDERHEITSBETEILIGUNGEN UND DURCH TOCHTERGE­
SELLSCHAFTEN BEGEBENE INSTRUMENTE DES ZUSÄTZLI­
CHEN KERNKAPITALS UND DES ERGÄNZUNGSKAPITALS 

Artikel 34 

Arten von Vermögenswerten, die dem Betrieb von 
Zweckgesellschaften zugeordnet werden können, und 
Bedeutung des Konzepts des sehr geringen und nicht 
signifikanten Vermögenswerts in Bezug auf von 
Zweckgesellschaften begebene Instrumente des 
qualifizierten zusätzlichen Kernkapitals und des 
Ergänzungskapitals für die Zwecke des Artikels 83 

Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Die Vermögenswerte einer Zweckgesellschaft sind als sehr 
gering und nicht wesentlich zu betrachten, wenn beide nach­
stehenden Bedingungen erfüllt sind: 

a) Die Vermögenswerte der Zweckgesellschaft, bei denen es sich 
nicht um Investitionen in Eigenmittel des verbundenen 
Tochterinstituts handelt, beschränken sich auf Barvermögen, 
das für die Auszahlung von Kupons und die Rückzahlung 
fälliger Eigenmittelinstrumente bestimmt ist. 

b) Der Betrag der Vermögenswerte der Zweckgesellschaft, bei 
denen es sich nicht um die unter Buchstabe a genannten 
Vermögenswerte handelt, beläuft sich auf maximal 0,5 % 
der durchschnittlichen Gesamtaktiva der Zweckgesellschaft 
in den vergangenen drei Jahren. 

2. Für die Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe b kann die 
zuständige Behörde einem Institut gestatten, einen höheren Pro­
zentsatz anzuwenden, sofern die beiden nachstehenden Bedin­
gungen erfüllt sind: 

a) Der höhere Prozentsatz ist erforderlich, um ausschließlich die 
laufenden Kosten der Zweckgesellschaft zu decken. 

b) Der entsprechende nominale Betrag beläuft sich auf maximal 
500 000 EUR. 

KAPITEL VI 

PRÄZISIERUNG DER DIE EIGENMITTEL BETREFFENDEN 
ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN DER VERORDNUNG (EU) NR. 

575/2013 

Artikel 35 

Zusätzliche Abzugs- und Korrekturposten sowie Abzüge 
für die Zwecke des Artikels 481 Absatz 1 der 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

1. Anpassungen bei Posten des harten Kernkapitals, des zu­
sätzlichen Kernkapitals und des Ergänzungskapitals gemäß Ar­
tikel 481 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 werden nach den 
Bestimmungen der Absätze 2 bis 7 vorgenommen.
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2. Ergeben sich im Rahmen der Maßnahmen zur Umsetzung 
der Richtlinie 2006/48/EG und der Richtlinie 2006/49/EG diese 
Abzüge und Abzugs- und Korrekturposten aus Eigenmittel­
bestandteilen gemäß Artikel 57 Buchstaben a, b und c der 
Richtlinie 2006/48/EG, erfolgt die Anpassung bei Posten des 
harten Kernkapitals. 

3. In anderen Fällen als den in Absatz 1 genannten Fällen 
sowie in Fällen, in denen im Rahmen der Maßnahmen zur 
Umsetzung der Richtlinie 2006/48/EG und der Richtlinie 
2006/49/EG diese Abzüge und Abzugs- und Korrekturposten 
bei allen Eigenmittelbestandteilen gemäß Artikel 57 Buchstaben 
a bis ca der Richtlinie 2006/48/EG unter Berücksichtigung des 
Artikels 154 jener Richtlinie vorgenommen wurden, erfolgt die 
Anpassung bei Posten des zusätzlichen Kernkapitals. 

4. Ist der Betrag der Posten des zusätzlichen Kernkapitals 
geringer als der Umfang der entsprechenden Anpassung, erfolgt 
die noch ausstehende Anpassung bei Posten des harten Kern­
kapitals. 

5. In anderen als den in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Fällen sowie in Fällen, in denen im Rahmen der Maßnahmen 
zur Umsetzung der Richtlinie 2006/48/EG und der Richtlinie 
2006/49/EG diese Abzüge und Abzugs- und Korrekturposten 
bei Eigenmittelbestandteilen gemäß Artikel 57 Buchstaben d bis 
h oder beim Gesamtbetrag der Eigenmittel im Sinne der Richt­
linie 2006/48/EG und der Richtlinie 2006/49/EG vorgenom­
men wurden, erfolgt die Anpassung bei Posten des Ergänzungs­
kapitals. 

6. Ist der Betrag der Posten des Ergänzungskapitals geringer 
als der Umfang der entsprechenden Anpassung, erfolgt die noch 
ausstehende Anpassung bei Posten des zusätzlichen Kernkapi­
tals. 

7. Ist der Betrag der Posten des Ergänzungskapitals und des 
zusätzlichen Kernkapitals geringer als der Umfang der entspre­
chenden Anpassung, erfolgt die noch ausstehende Anpassung 
bei Posten des harten Kernkapitals. 

Artikel 36 

Vom Bestandsschutz für keine staatlichen Beihilfen 
darstellende Kapitalinstrumente des harten Kernkapitals 
oder des zusätzlichen Kernkapitals ausgenommene Posten 
in anderen Eigenmittelbestandteilen für die Zwecke des 
Artikels 487 Absätze 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr. 

575/2013 

1. Im Falle einer Behandlung von Eigenmittelinstrumenten 
gemäß Artikel 487 Absätze 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 im Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis zum 31. De­
zember 2021 können die betreffenden Instrument in Gänze 
oder auch nur teilweise entsprechend behandelt werden. Eine 
solche Behandlung wirkt sich nicht auf die Berechnung der in 
Artikel 486 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 fest­
gelegten Obergrenze aus. 

2. Die in Absatz 1 genannten Eigenmittelinstrumente kön­
nen wieder als Posten gemäß Artikel 484 Absatz 3 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013 behandelt werden, sofern es sich 
um Posten im Sinne des Artikels 484 Absatz 3 jener Verord­
nung handelt und ihr Betrag nicht mehr die gemäß Artikel 486 
Absatz 2 jener Verordnung anwendbaren Prozentsätze über­
steigt. 

3. Die in Absatz 1 genannten Eigenmittelinstrumente kön­
nen wieder als Posten gemäß Artikel 484 Absatz 4 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013 behandelt werden, sofern es sich 
um Posten im Sinne des Artikels 484 Absatz 3 oder Absatz 4 
jener Verordnung handelt und ihr Betrag nicht mehr die gemäß 
Artikel 486 Absatz 3 jener Verordnung anwendbaren Prozent­
sätze übersteigt. 

Artikel 37 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 7. Januar 2014 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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